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Berlin funktioniert nur zusammen. Wir haben viel vor mit dieser Stadt und niemand darf dabei
zurlickbleiben. Insbesondere Alleinerziehende, People of Color, Kinder, dltere Menschen,
prekar Beschaftigte, Soloselbststandige, Erwerbssuchende, Menschen mit Behinderung und
gefluchtete Menschen sind von Armut, Verdrangung und Ausgrenzung bedroht. Die Corona-
Pandemie hat diesen Zustand weiter verscharft, viele haben ihre Erwerbsgrundlage verloren.
Sie alle suchen vergebens nach bezahlbaren Wohn- und Gewerberaumen. Auch soziale Trager
werden mehr und mehr aus der Stadt verdrangt. Wir kampfen fiir ein Berlin, in dem alle sicher
wohnen, teilhaben und ihren Platz in der Gesellschaft finden konnen. Auch in der kommenden
Legislaturperiode hat dies flr uns hoéchste Prioritat.

Wohnen ist keine Ware - Gemeinwohlverpflichtung fir Wohnraum durchsetzen!

Die Grundstuckspreise und Mieten sind in den vergangenen 15 Jahren nach oben geschnellt,
auch weil in einer Situation der Wohnungsknappheit und fehlender alternativer
Anlagemoglichkeiten hemmungslos mit dem spekuliert wird, was flr Menschen das Zuhause ist.
Wohnen ist keine Ware, darum kampfen wir fur einen Wohnungsmarkt nach Wiener Vorbild, bei
dem mindestens 50 Prozent des Wohnraums gemeinwohlorientiert ausgerichtet werden. Dafur
wollen wir ein breites Blindnis schlief3en - von den landeseigenen Wohnungsunternehmen uber
gemeinwohlorientierte Genossenschaften, Stiftungen und Hausprojekte bis zu
Privatvermietenden, die sich wie die offentlichen Wohnungsbaugesellschaften auf das
Gemeinwohl und somit dauerhaft auf leistbare Mieten flr alle Schichten verpflichten.
Geschaftsmodelle, die auf schnelle, iberhdéhte Renditen setzen oder mit Wohnraum spekulieren,
lehnen wir ab. Die Bau-, Mieten- und Wohnungspolitik haben wir seit 2016 vom Kopf auf die
Fifie gestellt - sowohl in der Landesregierung als auch in den Bezirken, in denen wir
Verantwortung tragen. Wir haben den sozialen Wohnungsbau vorangetrieben, das Vorkaufsrecht
genutzt, eine Genossenschaftsforderung erkampft und den Mietendeckel eingefiihrt. Jetzt
nachdem klar ist, dass wir auf Landesebene nicht die Zustandigkeit fur einen Mietendeckel
haben, werden wir alles tun,um dennoch die Berliner Mieter*innen zu schiitzen: Wir bauen
Berlin weiter gemeinwohlorientiert und nachhaltig um. Wir erwerben die Stadt Stuck fir Stuck
zuriick, um die Gemeinwohlorientierung zum zentralen Merkmal des Berliner Mietenmarktes zu
machen. Wir bauen ein Miet- und Wohnungskataster auf,um mehr Transparenz auf den
Wohnungsmarkt zu erreichen. Doch jetzt ist auch klar: Die Bundesregierung und der Bundestag
stehen nun in der Pflicht,den Landern und Kommunen Mdglichkeiten an die Hand zu geben, die
Mieten selbst zu regulieren und auch zu deckeln. Zudem wollen wir bei den Landeseigenen
Wohnungsunternehmen den Mietendeckel gesetzlich verankern.

Ein Berlin, in dem Armut und Ausgrenzung der Vergangenheit angehoéren

Seit 2016 haben wir auch bei der Bekampfung von Armut wichtige Schritte geschafft. Das
kostenlose OPNV-Ticket fiir Schiiler*innen, die beitragsfreie Kita, ein gesundes kostenloses

Essen mit hohem Bioanteil in den Grundschulen, all das sorgt dafur, dass Kinder aus

Familien, die weniger Geld haben, gleichberechtigter am Leben teilhaben kénnen. Wir haben

den Landesmindestlohn auf 12,50 Euro angehoben und Mindesthonorare fur Kiinstler*innen und
Freischaffende eingezogen. Auch auf Bundesebene wollen wir uns fiir eine deutliche Anhebung
des Mindestlohnes einsetzen. Wir haben Tariftreue bei der Vergabe von 6ffentlichen Auftragen
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garantiert und die Gehdlter gerade der Beamt*innen angehoben, die kleinere Einkommen haben.
Sei das bei der Polizei, bei der Feuerwehr oder in der Verwaltung. Wir haben daflir gesorgt,

dass flr Menschen, die Sozialleistungen beziehen, die Kosten der Unterkunft verlasslich
ubernommen werden und Obdachlosigkeit so vermieden wird. Und wir haben damit begonnen, das
Dickicht an Sozialleistungen zu ordnen, damit Menschen Leistungen, die ihnen zustehen, auch
tatsachlich erhalten - gerade in den Bezirken sind wir an dieser Stelle Vorreiter. Der Weg

zu einem Berlin, in dem Armut und Ausgrenzung der Vergangenheit angehdren, ist aber noch
weit. Wir setzen uns seit Jahren dafir ein, Familien- und Sozialleistungen auf Bundesebene
endlich neu zu sortieren,um das bestehende Chaos zu beenden. Solange das nicht passiert

ist, werden wir weiter in Berlin und in den Bezirken fiir Uberblick sorgen. Dazu wollen wir

mit einem berlinweiten Sozialmanagement die besten Wege der Umsetzung aus allen Bezirken in
alle anderen Bezirke bringen und mit starken Netzwerken vor Ort im sozialen Umfeld
Unterstutzung leisten. Wir gehen den Kampf gegen Armut ganzheitlich an. Denn gute
frihkindliche Bildung, gute Kitas und Schulen, bezahlbarer Wohnraum, gute Arbeit, ein
durchlassiges Bildungssystem, der Kampf gegen Ausgrenzung und Diskriminierung, all das ist
entscheidend, um Armut wirklich zu bekampfen. Initiativen in all diesen Bereichen werden wir
aktiv unterstutzen.

Gute Gesundheitsversorgung und Pflege ist Daseinsvorsorge

Fir Gesundheit ist nicht alleine die Gesundheitspolitik verantwortlich, sondern jeder

einzelne Politikbereich hat Einfluss auf die Gesundheit, das Wohlbefinden und die
Lebensqualitat der Berliner®innen, sei es bei Fragen der Mobilitat bzw. der Verkehrswende,

bei der Ernahrungswende, in der Wirtschafts- und Arbeitspolitik, im Bildungsbereich, in der
Gesundheitsforschung, in der Sozialpolitik, beim Klimaschutz oder in der Stadtentwicklung.
Dabei ist die gesundheitliche Chancengleichheit, unabhangig vom Geldbeutel, unser Ziel.
Gesundheit bedeutet fiir uns korperliches, psychisches und soziales Wohlbefinden mit Teilhabe
und Selbstbestimmung. Die Corona-Pandemie hat schonungslos die Licken des Gesundheitssystems
aufgezeigt: Statt in gute Vorsorge zu investieren, wurde der Offentliche Gesundheitsdienst
(OGD) iiber Jahrzehnte kaputtgespart und Pandemiepline sind in Schubladen verstaubt. Fiir uns
gehoren gute Gesundheitsstrukturen zur Daseinsvorsorge und durfen nicht der
Profitmaximierung dienen. Deswegen haben wir den OGD in den letzten Jahren besser
ausgestattet und wir wollen diesen Weg in den ndchsten Jahren weitergehen. Wir wollen den
OGD attraktiver machen und fiir mehr Berufsgruppen 6ffnen sowie ihn befahigen, integrierte,
im Kiez vernetzte Versorgungsangebote zu entwickeln. Wir haben die Investitionspauschale fur
die Berliner Krankenhduser erhoht,zusatzliches Geld fur Digitalisierung zur Verfligung

gestellt und wollen bei der Krankenhausplanung einen besonderen Fokus auf hohe Qualitat und
bedarfsgerechte Strukturen legen. Die Vielfalt der Krankenhausversorgung in Berlin ist und
bleibt ein bundnisgriines Anliegen. Wir wollen allen Berliner*innen bestmdgliche Versorgung
bieten und setzen uns nachhaltig auch fir eine gerechtere Verteilung der Angebote in den
Bezirken ein - insbesondere auch bei den niedergelassenen Facharzt*innen. Neben einer
besseren Verteilung wollen wir eine besser vernetzte und aufeinander abgestimmte
Angebotsvielfalt erreichen; dazu muissen wir das Gemeinsame Landesgremium (& 90 a SGB V)
starken und erweitern.

Fir uns ist klar: Gesundheit wird nicht primar von der Gesundheitspolitik gemacht, sondern
jeder einzelne Politikbereich hat Einfluss auf die Gesundheit, das Wohlbefinden und die
Lebensqualitat der Berliner®innen, sei es bei der Ernahrungswende, der Verkehrswende, im
Bildungsbereich, in der Gesundheitsforschung, in der Sozialpolitik oder in der
Stadtentwicklung. Dabei ist die gesundheitliche Chancengleichheit unser Ziel. Wir wollen
erreichen, dass alle Berliner*innen, unabhangig vom Geldbeutel, die gleichen
gesundheitsfordernden Lebensbedingungen haben. Gesundheit bedeutet fir uns korperliches,
psychisches und soziales Wohlbefinden mit Teilhabe und Selbstbestimmung.
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Zu guter Gesundheitsversorgung gehort gute Pflege im Krankenhaus, in der ambulanten Pflege,
in stationdren Einrichtungen sowie zuhause. Es darf nicht sein, dass Pflegekrafte unter
schlechten Bedingungen fur viel zu viele Patient*innen Verantwortung Ubernehmen mussen.
Darum haben wir gemeinsam mit dem Berliner Blindnis fur Pflege in den vergangenen Jahren
intensiv an Verbesserungen gearbeitet. Wir unterstitzen die Ziele des Volksentscheids
,Gesunde Krankenhduser® und mdéchten in den kommenden Jahren mit verbindlichen
Personalschlusseln die Arbeitsbedingungen substantiell verbessern. Diese Personalschlissel
sollen an dem ermittelten Behandlungsbedarf orientiert sein und in allen Settings und
Fachbereichen gelten. Wir wollen eine Vielzahl von Pflege- und Wohnformen im Alter fordern,
um Menschen, solange es geht, ein selbstbestimmtes Leben zu ermdglichen. Daflir méchten wir
parallel zu ambulanten Facharztpraxen auch ambulante pflegerische Angebote mehr
unterstiitzen. Um pflegende Angehdrige besser zu unterstiitzen, setzen wir uns auf Bundesebene
fur die Einflhrung eines Familienpflegegeldes, ahnlich dem Elterngeld, ein. Im Bund wollen
wir uns auferdem fiir eine umfassende Reform der Pflegeversicherung sowie fur die griine
Blrger*innenversicherung einsetzen,um mehr Gerechtigkeit und Solidaritat in der Versorgung
herzustellen.

Wir haben in Berlin bereits erfolgreich die Beihilferegelungen fiir Beamt*innen verandert, so
dass ihr Weg in die gesetzliche Krankenversicherung erleichtert wird. Das wollen wir
bundesweit umsetzen.

Barrieren abbauen, Teilhabe ermdglichen

Berlin wird zur barrierefreien Stadt. Damit ermdglichen wir es behinderten und alteren
Menschen sowie Familien mit kleinen Kindern, die Stadt in ihrer ganzen Vielfalt zu nutzen
und mitzugestalten. Da altere Menschen noch lange fit sind und aktiver Teil der Gesellschaft
bleiben wollen,wird die Zahl der Menschen, die auf eine Stadt ohne Hindernisse angewiesen
sind, immer grofRer. Das gilt in U-und S-Bahnhofen genauso wie in Verwaltungsgebduden.
Deswegen machen wir uns stark fur die Absenkung von Bordsteinkanten, langere
Ampelschaltungen, eine barrierefreie Darstellung von Websites oder die Ubersetzung von
Veranstaltungen in Gebdrdensprache. Wir wollen, dass alle Kinder, ob mit oder ohne
Behinderung, gleichberechtigt in der Schule teilhaben und alle Erwachsenen die Chance
bekommen, Teil des ersten Arbeitsmarktes zu werden.

Unser Ziel ist eine inklusive Gesellschaft. Daflir werden wir immer wieder Wege fur Menschen
zur Teilhabe 6ffnen, gehen entschieden gegen Verdrangung vor, bekdmpfen Armut, sorgen daftr,
dass alle Zugang zu bester Grundversorgung haben,und bauen Hirden im Alltag ab. Deshalb
wird die Politik fur eine inklusive Stadtgesellschaft noch starker als bisher unter

Beteiligung der Expert*innen in eigener Sache gestaltet. Dazu starken wir die Rollen von
Landesbeirat und Landesbeauftragter flr behinderte Menschen sowie der bei den
Senatsverwaltungen bestehenden Arbeitsgruppen. Darliber hinaus beziehen wir Organisationen
behinderter Menschen und Angehdrigenvereine starker in die Politik ein und unterstitzen das
Berliner Behindertenparlament.

2.1 Bauen, Mieten, Wohnen: klimagerecht und sozial

Wir haben 2016 den Politikwechsel in Berlins Bau-, Mieten- und Wohnungspolitik eingeldutet,
um der astronomischen Steigerung von Miet- und Grundstuckspreisen Einhalt zu gebieten. Unser
Ziel war und ist, den Berliner Wohnungsmarkt gemeinwohlorientiert umzubauen, indem wir den
Anteil von Wohnungen in der Hand nicht renditeorientierter Akteur*innen weiterhin konsequent
erhohen. Mit unserem ,Masterplan 50 Prozent Gemeinwohl® wollen wir mindestens 50 Prozent
aller Wohnungen in Berlin in gemeinwohlorientierte Hand bringen. Die Verpflichtung auf das
Gemeinwohl gilt fur alle Akteur*innen auf dem Wohnungsmarkt. Fordern wollen wir aber
insbesondere diejenigen, die Wohnraum der Spekulation entziehen, bezahlbare Wohnungen fiir
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alle gesellschaftlichen Schichten bereitstellen und bei Mietgestaltung und Belegung soziale
Kriterien anwenden. Dazu zahlen die landeseigenen Wohnungsunternehmen, gemeinwohlorientierte
Genossenschaften, Trager sozialer Einrichtungen, Stiftungen und Hausprojekte sowie
Privatvermietende, die sich wie die 6ffentlichen Wohnungsbaugesellschaften auf das
Gemeinwohl und somit dauerhaft auf leistbare Mieten fir alle Schichten verpflichten. Wir
schlieRen dabei auch Blndnisse mit den Menschen, die ihr Wohnschicksal in die eigenen Hande
nehmen, wenn sie sich sozialen und 6kologischen Kriterien verpflichtet fihlen. Dafur

brauchen wir auch weiterhin einen breiten Mainahmenmix. Wir setzen uns auch auf Bundesebene
fur die Einfihrung der Neuen Wohnungsgemeinnutzigkeit (NWG) ein, um dauerhaft bezahlbaren
Wohnraum zu schaffen - und nicht nur fir 20 oder 30 Jahre wie bisher. Dazu ist es auch

notig, die Berliner Finanzierung von Sozialbindungen beim Wohnen deutlich aufzustocken. In
den vergangenen Jahren haben wir den Neubau bedarfsgerechter gefordert und starker auf das
Gemeinwohl ausgerichtet. Es war richtig, gleichzeitig zu versuchen mit dem Mietendeckel Ruhe
in den Uberhitzten Markt des Mietwohnungsbestandes zu bringen und Mietpreise zu
stabilisieren. Damit haben wir versucht, politisch Einfluss auf die Entwicklung der Mieten

zu nehmen, daflir haben wir juristisches Neuland betreten. Nachdem dieser Versuch gescheitert
ist, werden wir nicht aufgeben, sondern weiter alles tun, um Wucher zu stoppen, trotz

teilweise heftigen Gegenwindes. In den kommenden Jahren streiten wir weiter fur einen
gemeinwohlorientierten und sozialen Wohnungsmarkt fir Berlin. Dazu gehdrt fur uns auch die
Verbindung mit dem Klimaschutz: Berlins Gebaude stofsen 40 Prozent des CO2 in der Stadt aus,
also sind energetische Modernisierung und die Bauwende eine zentrale Zukunftsaufgabe, um
Berlin auf den 1,5-Grad-Pfad zu bringen. Wir verbinden soziale Gerechtigkeit und

Klimaschutz.

Das neue Berlin bauen - gemeinwohlorientiert und nachhaltig, sozial und dkologisch

Unser Ziel sind Kieze, in denen neben Wohnen auch Gewerbe, Kultur und Erholung Platz haben.
Zudem arbeiten wir fur eine bunte Mischung von Eigentimer*innen - von Genossenschaften Uber
landeseigene Wohnungsunternehmen bis zu Baugruppen und auch kleinen privaten
Eigentimer*innen. Klar ist: Berlin braucht mehr niedrigpreisige Wohnungen. Bei fortdauernd
hohem Bevolkerungszuwachs streben wir den Bau von jahrlich 20.000 uberwiegend
sozialvertraglichen Wohnungen an. Wir wollen vielfaltige und lebendige Quartiere, gut
erschlossen fur nachhaltige Mobilitat, mit guten Schulen und Kitas, Handel und Gewerbe,

Spiel, Erholung und viel Griin. Das Bauen muss endlich klimaneutral werden. Neubauten im
Hochpreissegment sollen vermieden werden, weil das weite Teile der Bevolkerung ausschlief3t.
Wir setzen dabei auf intelligente Nachverdichtung und Geschosswohnungen statt auf
Eigenheimsiedlungen. Zur Forderung des gemeinwohlorientierten Neubaus wollen wir einen
dauerhaften Fonds auflegen, der Gelder bereitstellt und in den Riickzahlungen aus Darlehen
direkt zuruckfliefsen. Damit wird eine dauerhafte Finanzierung von Forderung des sozialen
Wohnungsbaus ermaoglicht. Wir wollen die Forderung pro Wohnung erhohen und so ausgestalten,
dass eine besonders hohe Forderung in dauerhaft sozialgebundene und maéglichst CO2-neutral
errichtete Wohnungen fliefst. Gemeinschaftliche und sozial integrative Wohnformen wollen wir
ebenso fordern.

Wir wollen den groRen Mangel an Sozialwohnungen zligig abbauen und dafir alle notwendigen
Mafnahmen ergreifen. Ein wichtiger Schlussel dafirr sind die landeseigenen Flachen und
landeseigene Wohnungsunternehmen. Dazu wollen wir Uber die bisherigen Quoten fur den Anteil
geforderter Wohnungen dort, wo es an preiswertem Wohnraum mangelt, deutlich hinausgehen.
Zusatzlich erhdhen wir das zweite Fordersegment - flr eine soziale Mischung in den

Quartieren. Die Genossenschaftsforderung - fir Neubauten wie Bestandsankauf — wollen wir
deutlich erhdhen. Wir sorgen fir faire Forderkonditionen und 6ffnen die Férderung auch fur
Projekte wie das Mietshduser-Syndikat. Linke Freiraume und queer-feministische Hausprojekte
sind wichtige Schutzraume und emanzipatorische Orte, die wir erhalten wollen. Doch immer
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mehr sind sie von Verdrangung bedroht. Wir stellen uns diesem Trend entgegen und werden
Losungen suchen, damit sie bleiben kdnnen. Ist eine Raumung nicht zu verhindern, ist es die
Aufgabe des Landes Berlin, geeignete alternative Raumlichkeiten zur Verfugung zu stellen.
Aufierdem wollen wir die Forderung so ausbauen oder Blrgschaften anbieten, damit auch
Haushalte in Transferbezug Genossenschaftsanteile zeichnen kdnnen.

Auch fur den Klimaschutz ist es hochste Zeit, die Bauwende einzulauten. Deshalb muss das,

was wir heute bauen, klimafreundlich sein. Wir setzen uns deshalb fiir KfFW-40-Standard beim
Neubau und KfW-55-Standard im Bestand ein, damit Gebaude Energie maglichst effizient nutzen.
Wir wollen klimafreundliche Neubauten und Modernisierung mit 0kologischen Damm- und
Baustoffen, wie Hanf, Stroh, Holz, Lehm, Ziegel oder Baumaterial-Recycling. Schon heute

entsteht das grofite Holzhochhaus Europas in Berlin. Diesen Weg mussen wir konsequent
weitergehen und wegkommen von Beton und Stahl. Denn diese Baustoffe sind klimaschadlich und
verbrauchen viel zu viele Ressourcen. Sie sollen nur noch dort zum Einsatz kommen, wo wir
wirklich darauf angewiesen sind. Die Forschung an Recyclingbeton wollen wir ausbauen. Bei
energetischen Modernisierungen setzen wir uns auf Bundesebene dafur ein, die
Modernisierungsumlage in ihrer jetzigen Form abzuschaffen und durch ein neues, faires System
zu ersetzen. Die Kosten mussen im Vorfeld transparent sein und wenn der Umbau bezahlt ist,
muss auch die Umlage enden. Die Kosten fir die energetische Modernisierung wollen wir
zwischen Vermieter*innen, Mieter*innen und dem Staat in einem Drittelmodell fair verteilen.
Dabei durfen nur noch energetisch sinnvolle und der Barrierefreiheit dienende Maftnahmen
umgelegt werden, die insgesamt zu hochstmoglicher Effizienz flihren mussen. Durch eine
energetische Sanierung schitzen Vermieter®innen die Bausubstanz ihrer Immobilien und
profitieren vom Werterhalt. Unser Ziel ist es, dass die hohere Kaltmiete durch
Energiekosteneinsparung aufgewogen wird, so dass die Warmmiete nicht steigt.
Einkommensschwache Mieter*innen werden zudem besonders bertcksichtigt. Die 6ffentliche Hand
leistet mit der Ubernahme eines weiteren Drittels einen wichtigen Beitrag, um Berlin auf den
1,5-Grad-Pfad zu bringen, und baut so die finanzielle Unterstiitzung zur energetischen

Sanierung erheblich aus. Gerade im Bausektor wollen wir die Kreislaufwirtschaft umsetzen und
modulares Bauen sowie flexible Grundrisse fordern.

Wir wollen Eigentimer*innen bei der Erstellung von Konzepten und Fahrplanen fir eine
mieter*innen- und klimafreundliche, energetische Modernisierung ihrer Hauser neben der
Forderung auch eine intensive Unterstitzung und Begleitung durch die Bauinformationszentren
des Landes Berlin anbieten. Um die energetische Modernisierung auch unabhangig von
begrenzten Handlungs- und Finanzierungsspielraumen einzelner Eigentimer*innen
voranzubringen, setzen wir sowohl auf Einspar-Contracting als auch auf energetische Block-
und Quartierskonzepte. Klimaschutz gibt es nicht umsonst, daher wird der Staat - und damit
auch Berlin - hierflir,auch im Sinne des oben beschriebenen Drittelmodells und einer

sozialen Abfederung, deutlich mehr Mittel zur Verfliigung stellen mussen. (Zu Fragen der
Stadtentwicklung und des 6kologischen Bauens vgl. das Kapitel 2.3.)

Um moglichst viele Baugrundstlicke fur gemeinwohlorientiertes Wohnen zu gewinnen, wollen wir
aktiv ankaufen und Mittel wie Vorkaufsrechtssatzungen, Baugebote und EntwicklungsmaRnahmen
nutzen. Um unsere gemeinwohlorientierten Ziele zu erreichen, wollen wir auch das Berliner
Modell der kooperativen Baulandentwicklung so weiterentwickeln, dass auf privaten Flachen
mindestens 50 Prozent der Wohnungen flr Haushalte mit niedrigem und mittlerem Einkommen
gebaut werden und dauerhaft sozialgebunden sind. Wir wollen auch alle weiteren Mdglichkeiten
nutzen, um Baurecht an die dauerhafte Gemeinwohlbindung eines moglichst hohen Anteils des
Neubaus zu knipfen. Auf Bundesebene setzen wir uns fur die Einfihrung der Neuen
Wohngemeinnutzigkeit (NWG) ein. So kdnnen wir auch in Berlin dauerhaft gebundene bezahlbare
Wohnungen schaffen.
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Den Wohnungsmarkt besser regulieren - bezahlbare Mieten sichern

Mit dem Mietendeckel, dem Milieuschutz, der Verscharfung des Zweckentfremdungsverbotes und
der Reform des Wohnungsaufsichtsgesetzes sind wir in Berlin wichtige Schritte gegangen, um
Wohnen bezahlbar zu halten. Entscheidend ist nun, die Bezirke noch besser in die Lage zu
versetzen, die Gesetze auch effektiv umzusetzen. Daflur wollen wir die Wohnungsaufsicht
schlagkraftig machen und endlich mit der Bauaufsicht verbinden. Abrisse von Wohnraum sollten
konsequent untersagt, spekulativer Leerstand soll durch das Instrument der Treuhander®in und
durch Beschlagnahmung abgestellt und wieder Wohnzwecken zugefiihrt werden. Dartiber hinaus
prufen wir die Schaffung eines Landesamtes fur Wohnungswesen, um die Verwaltung bei der
Erflllung ihrer Aufgaben wirksam zu unterstitzen. Um mehr Transparenz auf dem
Immobilienmarkt zu schaffen und um die Vollzugsdefizite beim Wohnraumschutz zu beseitigen,
bauen wir ein Berliner Miet- und Wohnungskataster auf. Damit werden alle Miethdhen, die
Ausstattung und energetische Qualitat der Wohnungen sowie die Eigentumsverhaltnisse digital
erfasst und transparent gemacht. Durch dieses Instrument konnen wir, auch nach dem Scheitern
des jetzigen Mietendeckels, Fehlentwicklungen auf dem Wohnungsmarkt schneller feststellen
und den Schutz der Mieter*innen besser sichern. Wir fihlen uns dem Grundsatz verpflichtet,
dass Mieter*innen grundsatzlich nicht mehr als 30 Prozent ihres Nettoeinkommens fur ihre
Miete ausgeben sollten. Dafur bedarf es aber endlich mutiger Reformen auf Bundesebene.
Sollten diese nicht kommen, werden wir auch im Anschluss an den aktuellen Mietendeckel alle
MafRnahmen ergreifen, um den Mietenanstieg in der Stadt auch zukunftig zu begrenzen. Wir
werden alle Moglichkeiten der Landeskompetenz fur das Wohnungswesen nutzen,um eine soziale
Wohnraumversorgung zu gewabhrleisten. Ziel ist, in Berlin dauerhaft bezahlbare Mieten zu
sichern und ebenfalls sicherzustellen, dass Gewerbemieten und Immobilienkaufpreise nicht
durch die Decke gehen. Auf Landesebene werden wir in der nachsten Wahlperiode versuchen,
einen Gewerbemietendeckel zu entwickeln.

Die landeseigenen Wohnungsunternehmen sind zentral fir die soziale Wohnraumversorgung in

Berlin und stehen besonders in der Pflicht, ausreichend Sozialwohnungen und bezahlbaren
Wohnraum fir breite Schichten zur Verfiigung zu stellen. Darum entwickeln wir das
Wohnraumversorgungsgesetz und die Kooperationsvereinbarung mit den landeseigenen
Wohnungsunternehmen weiter zu einem Wohnungsgemeinwohlgesetz. Die AR ,Wohnraumversorgung

Berlin®, die aus dem Berliner Mietenvolksentscheid hervorgegangen ist, wollen wir in die

Lage versetzen, die Vermietungspraxis starker zu kontrollieren und eine Ombudsstelle als
unabhdngige Mieter*innen-Beschwerdestelle einzurichten. Auch die Mieterrate sowie
Mieterbeirate und selbstverwalteten Hausprojekte sollen in ihren Rechten gestarkt werden.

Wir sind der Uberzeugung, dass landeseigene Wohnungsunternehmen als Anstalt 6ffentlichen
Rechts organisiert sein sollen. Beim landeseigenen Berlinovo-Konzern fordern wir eine
tiefgreifende Strukturreform, damit dessen Wohnungen wie die der landeseigenen
Wohnungsunternehmen bewirtschaftet und vermietet werden. Um Diskriminierungen auf dem
Wohnungsmarkt zu verhindern, wollen wir die Landeseigenen Wohnungsunternehmen in die Pflicht
nehmen und Mitarbeiter*innen schulen. Um die Mieter*innen in der Wahrnehmung ihrer Rechte zu
unterstiitzen, haben wir in jedem Bezirk kostenfreie Mieter*innenberatungsstellen

eingerichtet bzw. ausgebaut. Das wollen wir fortsetzen. Um mieten- und stadtpolitische

Initiativen zu unterstitzen und um der Mieter*innenbewegung grofieres Gehor in der
Landespolitik zu verschaffen, haben wir die Griindung des ,Initiativenforums Stadtpolitik”

mit vorangetrieben, das wir ausbauen wollen.

Bei den ca. 90.000 Wohnungen des ,alten” sozialen Wohnungsbaus senken wir die kiinstlich
Uberhohten Kostenmieten, indem wir diese um fiktive Kosten ,Entschuldungsgewinne® sowie
sonstige dubiose Extra-Renditen bereinigen. Hierfir unverzichtbar ist auch eine wirksame
Kontrolle bei der Mietberechnung.
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Eigentum verpflichtet. Wir wollen mit einer Machbarkeitsstudie prufen, ob neue finanzielle
Instrumente - wie beispielsweise die Weiterentwicklung der Grundsteuer in Richtung einer
Bodenwertsteuer mit Bezugnahme auf Bodennutzung und Flachenversiegelung - die Erreichung
unserer bodenpolitischen Ziele unterstitzen kénnen. Dabei setzen wir uns auf Bundesebene
weiterhin fur ein Verbot der Abwalzung von Grundsteuern auf Mieter*innen ein.

Die Grunderwerbsteuer wollen wir progressiv ausgestalten: Wenn Wohnungskonzerne grof3e
Immobilienbestande aufkaufen, soll eine hohere Grunderwerbsteuer fallig werden, als wenn
Privatpersonen ein Wohneigentum erwerben. Wir wollen das Steuerschlupfloch Share-Deals, mit
dem die Grunderwerbsteuer umgangen wird, schliefien.

Das Recht auf Umwandlung von bestehenden Mietshausern in einzelne Eigentumswohnungen ist ein
wesentlicher Treiber der Immobilienspekulation. Hinzu kommen Eigenbedarfskiindigungen, gegen
die sich betroffene Mieter*innen kaum wehren konnen. Wir wollen, dass der Bund den Landern

durch die Anderung des Baugesetzbuches ermdglicht, die Umwandlung von Miet- in
Eigentumswohnungen stadtweit und konsequent zu unterbinden und die Bildung von Wohneigentum
im Geschosswohnungsbau auf Neubauinvestitionen zu begrenzen. Zudem werden wir weitere
landespolitische MaRnahmen zum Schutz vor Eigenbedarfskiindigungen prifen.

Die Stadt zurtickerwerben

Wir haben in den Bezirken schlummernde Instrumente der Gesetzgebung wiederbelebt: Durch das
Vorkaufsrecht verpflichten wir in den Milieuschutzgebieten potentielle Kaufer*innen mit
Abwendungsvereinbarungen dazu, soziale Bindungen fir mindestens 20 Jahre einzugehen, oder
veranlassen den Aufkauf der fraglichen Wohngebdude durch landeseigene Wohnungsunternehmen
oder Genossenschaften. Seit 2016 haben wir die Zahl der Milieuschutzgebiete mehr als
verdoppelt. Diesen Weg wollen wir weitergehen. Auch den gezielten Ankauf bzw. die
Rekommunalisierung von Sozialwohnungen treiben wir weiter voran. Mit Genossenschaften,
Stiftungen oder Projekten wie dem Mietshauser-Syndikat werden wir eine
Kooperationsvereinbarung schliefien. Hierzu prifen wir eine Ankaufagentur, die gezielte An-

und Vorkaufe strategisch koordiniert und alle relevanten Akteure vernetzt. Um die

Gewerbevielfalt und den kleinteiligen Einzelhandel in den Kiezen zu erhalten und zu fordern,
eroffnen wir landeseigene Gewerbehofe und planen weitere. Wir drangen auRerdem auf
Bundesebene darauf, einen rechtlich bindenden Gewerbemietspiegel und einen wirksamen
Klndigungsschutz einzufuhren. Den Milieuschutz wollen wir auch fir Gewerbemieter*innen
einfuhren,um lokales und kleinteiliges Gewerbe zu erhalten. Die landeseigenen
Wohnungsunternehmen sollen Gewerberaume kostenglinstig anbieten, um vor Ort den
Gewerbetreibenden Raume anzubieten, die darauf besonders angewiesen sind.

Der Volksentscheid ,Deutsche Wohnen & Co. enteignen® ist ein Weckruf an die Politik, dass

dem im Grundgesetz festgeschriebenen Leitsatz ,Eigentum verpflichtet” auch im Bereich Wohnen
und Boden Geltung verschafft werden muss. Wir unterstitzen die Ziele des Volksbegehrens.
Zentral dabei ist, die Mieter*innen zu schutzen, Spekulationen Einhalt zu gebieten und den
gemeinwohlorientierten Wohnungsbestand zu erhdhen.

Wir wollen, dass der Staat wieder auf Augenhéhe mit Wohnungsunternehmen verhandeln und
agieren kann. Wir wurden uns wiinschen, dass die Umstande uns nicht zwingen, die
Vergesellschaftung als letztes Mittel anzuwenden, um den verfassungsmafiigen Auftrag erfillen
zu kénnen. Wenn Wohnungsunternehmen sich jedoch weigern, ihrer sozialen Verantwortung
nachzukommen, wird die 6ffentliche Hand, auch durch ein Volksbegehren gestitzt, die
angespannte Situation auf dem Wohnungsmarkt mit diesem Schritt entscharfen. Wenn es um die
Durchsetzung der Sozialpflichtigkeit des Eigentums geht, missen qualitative Kriterien zur
Bewertung kommen, die Diskussion um rein quantitative Obergrenzen sehen wir kritisch. Da der
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Artikel 15 im Grundgesetz noch nie praktisch angewandt wurde, ist es umso wichtiger, eine
verfassungskonforme Ausgestaltung des Gesetzes zeitnah zu erarbeiten.

Aktive, transparente und faire Bodenpolitik

Doch es geht uns nicht nur um die Hauser: Wir wollen auch einen transparenten Umgang mit
offentlichen Liegenschaften und eine aktive Bodenpolitik. Dazu werden wir ein transparentes
Flachenmanagement mithilfe eines 6ffentlichen Liegenschaftskatasters einfiihren. Seinen Boden
soll Berlin behalten, Bodenvermdgen konsequent vermehren und eine Erbbaurechtsstrategie
implementieren, die zligige Konzeptverfahren zu sozialvertraglichen Konditionen ermdglicht.
Landeseigene Grundstlicke werden nicht mehr privatisiert. Das wollen wir in einem
Bodensicherungsgesetz festschreiben. Wir wollen eine Koordinierungsstelle im Sinne einer
JTaskforce“ einrichten, die fiir bedrohte soziokulturelle Projekte und Nutzungen Lésungen

finden soll. Auierdem wollen wir den zivilgesellschaftlich organisierten Runden Tisch
Liegenschaftspolitik in seinen Kompetenzen weiter starken.

Die strategische Ankaufspolitik, die mit der griinen Regierungsbeteiligung begonnen hat,

wollen wir fortsetzen. Diese Politik soll mithilfe der neu gegriindeten Landesgesellschaft

,Berliner Bodenfonds® ausgeweitet werden. Zur Baulandmobilisierung in den im
Stadtentwicklungsplan Wohnen (StEP Wohnen) vorgesehenen Quartiersschwerpunkten soll Berlin
moglichst viele Grundstiicke erwerben. Daflr sollen auch Vorkaufsrechte und das Instrument

der EntwicklungsmaRnahme aktiv eingesetzt werden. Darliber hinaus wollen wir die Grindung
einer genossenschaftlichen Ankaufagentur unterstitzen und die burger*innenschaftliche und
gemeinnltzige Stadtbodenstiftung nach dem Vorbild von Community Land Trusts starken. Ein
zentrales Problem beim Ankauf von Grundstlicken und bei der Austibung des Vorkaufsrechts sind
die explodierten Bodenpreise, aus denen sich der Verkehrswert einer Immobilie berechnet.

Hier werden wir im Bundesrat fir eine Neuregelung im Bundesbaugesetzbuch kampfen. Wir
wollen, dass der nachhaltige Ertrag herangezogen wird, um den Wert einer Immobilie zu
bestimmen, und nicht die héchstmogliche Verwertung. Wir wollen alles tun, um Zwangsraumungen
zu verhindern und ihre Zahl in Berlin drastisch zu senken. Die landeseigenen
Wohnungsunternehmen gehen hier meist mit gutem Beispiel voran und sind verpflichtet,
adaquaten Ersatzwohnraum anzubieten. Dieses Ziel verfolgen wir auch fir den freien
Wohnungsmarkt und setzen uns auf der Bundesebene fur eine entsprechende Regelung ein. Zudem
wollen wir Haushalte besser vor Strom- und Gassperren schiitzen, wenn sie finanziell

uberfordert sind.

2.2 Armut bekampfen, Sicherheit geben und Perspektiven schaffen

Trotz guter wirtschaftlicher Entwicklung ist Berlin noch immer eine Stadt, in der viele
Menschen von Armut betroffen oder bedroht sind. Armut kann jede*n treffen. Besonders
gefahrdet sind Frauen, altere Menschen, Alleinerziehende, Menschen, die Arbeit suchen, oder
Menschen mit geringen oder plotzlich gar keinen Einkommen. Wir wollen ihnen soziale
Sicherheit garantieren und ihnen eine Perspektive geben. Um das zu erreichen, bedarf es
eines grundsatzlichen Umdenkens. Auf Bundesebene streiten wir fur Garantiesicherungen in
allen Lebenslagen - fiir eine Kindergrundsicherung, eine Garantierente, die Uberwindung des
Hartz-1V-Systems samt Abschaffung aller Sanktionen und einen deutlichen héheren ALG-II-
Regelsatz.

Bei der Umsetzung gesetzlicher Vorgaben haben wir in Berlin bereits wichtige Weichen neu
gestellt. Die Ausfiihrungsvorschriften zur Ubernahme von Kosten der Unterkunft haben wir so
verandert, dass Menschen ihre Wohnung nicht mehr verlieren, weil sie teurer wird.
Zehntausende Mieter*innen kénnen so wieder ohne Angst vor Obdachlosigkeit leben. Und um
Menschen in Arbeit vor Armut zu schiitzen, haben wir den Landesmindestlohn auf 12,50 Euro
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angehoben und Mindesthonorare fur Kiinstler*innen und Freischaffende eingezogen. In all
diesen Feldern werden wir unseren Weg konsequent weitergehen.

Familien- und Kinderarmut bekampfen

Wer Kinderarmut bekampfen will, muss Familienarmut Uberwinden. Dabei geht es uns nicht nur
um die etwa 180.000 Kinder in Berlin, deren Eltern auf Transferleistungen angewiesen sind.
Wir kimmern uns um alle Kinder, die sozial, finanziell oder durch strukturelle

Diskriminierung benachteiligt sind.

Seit wir 2016 Verantwortung ubernommen haben, ist viel passiert. Von kostenfreier Kita- und
Hortbetreuung, dem kostenfreien Schulessen in der Grundschule oder dem kostenfreien OPNV-
Ticket fur Schiler®innen profitieren insbesondere von Armut betroffene und bedrohte
Familien. Doch um diesen Familien nachhaltig zu helfen, missen wir noch mehr tun. Deshalb
wollen wir die Familienpolitik auf Bundesebene vom Kopf auf die Fuf3e stellen. Die ungerechte
Dreiklassenforderung von Freibetragen, Kindergeld und Kinderregelsatz wollen wir mit einer
Kindergrundsicherung vollig neu und gerecht gestalten.

Doch auch in Berlin setzen wir vor Ort an: Um Familien und Kinder in allen Lebenslagen zu
erreichen, brauchen wir ein Netzwerk gegen Kinderarmut. Mit der Arbeit der ,Landeskommission
zur Prévention von Kinder- und Familienarmut®, der Landesarmutskonferenz, des
Familienbeirates oder dem Zusammenschluss der Spitzenverbande der Freien Wohlfahrtspflege
(LIGA) sind Grundlagen erarbeitet worden. Jetzt geht es an die Umsetzung. Wir wollen einen
zentralen Informationsatlas mit allen Einrichtungen erstellen, von den Tafeln Uber die
Familienzentren bis zu Jugendfreizeiteinrichtungen. Das Netzwerk soll so leistungsstark
werden, dass der erste Schritt der Beratung auch der letzte ist, da ein abgestimmtes

Verfahren zur Unterstitzung folgt. Pravention statt nachtragliches Ausbligeln ist das Ziel.
Starke Netzwerke brauchen starke Akteur*innen. Darum haben wir in den vergangenen Jahren
begonnen, gute Projekte auf Landesebene finanziell abzusichern. Die Stadtteilmdtter sind

raus aus der unsicheren Projektforderung und sind mit festen Stellen in den Bezirken
gesichert. Gleiches gilt fir die Babylots*innen, die Familien schon um die Geburt eines

Kindes betreuen. Es ist gelungen, die Arbeit der Babylots*innen auf alle Geburtsstationen in
Berlin auszuweiten. Diesen Weg wollen wir fortsetzen.

Familien in schwierigen Situationen wie Alleinerziehende und einkommensschwachere Familien
brauchen besondere Unterstitzung. Darum haben wir uns in den vergangenen
Haushaltsverhandlungen fir ein ,Flexibudget® firr die Bezirke eingesetzt. Dies wollen wir

nach der Wahl in allen Bezirken umsetzen. Die Sozialarbeiter*innen vor Ort sollen die
Mdoglichkeit bekommen, unkompliziert eine Familientherapie oder Jugendsozialarbeit zu
finanzieren, gerade dann, wenn Familien und Kinder zwischen den Paragraphen verloren zu
gehen drohen. Pravention starken wir daruber hinaus, indem wir in den Familienburos, die wir
etablieren wollen, nicht nur Leistungen der Amter einfacher zuganglich machen, sondern die
Familienbliros auch mit Sozialarbeiter*innen ausstatten, die Eltern schnell und

unburokratisch beraten kdnnen.

In einem Modellprojekt haben wir in den vergangenen Jahren im Bezirk Mitte eine besonders
intensive Betreuung von ,Familien-Bedarfsgemeinschaften, in denen kein Elternteil arbeitet,
getestet. Durch die Betreuung in einem eigenen Team ist es gelungen, mehr als 200 Personen
in Arbeit zu bringen. Ein Erfolg, den wir fortsetzen und auch in anderen Bezirken

wiederholen wollen.

Das Dickicht der Sozialblrokratie lichten - Hilfe auf Augenhdhe organisieren

Ein zentraler Hebel im Kampf gegen Armut ist, das Dickicht der Sozialleistungen so zu
ordnen, dass Menschen nicht langer im Unterholz der Sozialburokratie verloren gehen.

Seite 9



K-3 Kapitel 2: Zusammenbhalt sichern — niemand bleibt zuriick

MaRRnahmen der Arbeitsmarktintegration, psychosoziale Betreuung, Schuldner- und Suchtberatung
oder Kinder- und Familienbetreuung sollen Uberall Hand in Hand gehen, innovative Ansatze aus
einzelnen Jobcentern sollen auf alle anderen Ubertragen werden. Auch Altersarmut braucht
Beachtung und zielgenaue Angebote. Die Radchen mussen vor Ort ineinandergreifen. Damit
Menschen genau die Unterstlitzung bekommen, die sie bendtigen. Daflir mussen die besten
Modelle aus allen Bezirken zusammengetragen und Vorbild fiur die ganze Stadt werden. In den
Berliner Jobcentern wird sehr kreativ an Losungen fur jeden Einzelfall gearbeitet. In

Lichtenberg werden Menschen zusatzlich psychologisch betreut. In Mitte war ein Projekt zur
Betreuung von ,Familien-Bedarfsgemeinschaften® erfolgreich. In Neukolln haben wir ein
Praventionsteam aufgebaut, um Obdachlosigkeit zu vermeiden und Wege aus der Krise zu zeigen.
Wir wollen diese Ansatze biindeln und mit allen Bezirksamtern und der Senatsverwaltung fur
Soziales eine landesweite Koordinierung etablieren. Fiir uns ist klar, dass Betroffene in die
Entwicklung der Angebote einbezogen werden mussen.

Orientierung am Sozialraum der Menschen

Auch die Arbeit der Amter und der sozialen Trager wollen wir um die Bediirfnisse von Menschen
in ihrem Lebensumfeld organisieren - nicht entlang burokratischer und finanzieller Logiken.
Denn niedrigschwellige und umfassende Unterstutzung und Mitbestimmung dort, wo man lebt,
baut Hirden flr alle Berliner*innen ab. In diesem Sinne bedeutet Sozialraumorientierung das
konsequente Umsteuern auf Pravention.Jugendhilfe funktioniert dort besonders gut, wo
sozialraumorientiert und damit praventiv gearbeitet wird. Andernorts explodieren die
Fallkosten. Uber das Familienférdergesetz wollen wir Kiez-Teams aufbauen, die bei Meldungen
Familien, Senior*innen und Einzelpersonen aufsuchen und Unterstutzung leisten. Dabei sollen
,Frihe Hilfen", die Stadtteilmitter,Jugendeinrichtungen, Schulen, Sportvereine, die

Jobcenter oder die Schuldnerberatung eng miteinander kooperieren. Die sogenannten ,67er-
Hilfen“in der Sozialhilfe, also Leistungen zur Uberwindung von sozialen Schwierigkeiten,
wollen wir in den Bezirken einheitlich anwenden.

Wir wollen in den bestehenden lebensweltlich orientierten Raumen fur alle Bereiche
datenbasiert genau die Angebote schaffen, die bendtigt werden,um die Sozialeinrichtungen,
die Amter und deren Angebote zu vernetzen und passgenau aufzustellen. Dazu wollen wir die
Fachstruktur der Sozialraumorientierung in den Bezirken vereinheitlichen und mit einer
Lenkung auf Senatsebene flankieren. Die Qualitatssicherung soll systematisiert und in ganz
Berlin strukturiert werden, um Flexibilitat und hohe Qualitat zu verbinden.

Armuts- und Sozialberichterstattung neu ordnen

Grundlage einer ressortubergreifenden Strategie muss eine integrierte Armuts-, Sozial- und
Gesundheitsberichterstattung sein. In Berlin gibt es ein umfassendes Berichtswesen zu einer
Vielzahl relevanter Themen: die Gesundheits- und Sozialberichterstattung, die
Umweltgerechtigkeitskarte, den Umweltatlas, Larmkarten, die Obdachlosenzahlung und vieles
mehr. Wir wollen den Wildwuchs an Analysen und Berichten systematisieren und zusammenfuhren.
So kdénnen wir noch besser als bisher gegenseitige Abhangigkeiten identifizieren und in die
politische Steuerung einflieRen lassen. Das gilt auch fur die Erfassung der Lage von
Obdachlosen. Die bundesweit erste systematische Obdachlosenzahlung im Februar 2020 war ein
wichtiger,wenn auch methodisch stark verbesserungswiurdiger Schritt. Nun muss eine
Professionalisierung folgen,um Angebote noch gezielter ausbauen zu konnen. Daflir wollen wir
stark mit Betroffenen-Organisationen und Tragern zusammenarbeiten.

Das Konzept ,Housing First“ ausbauen

Es ist in der Regel ein Biindel an Problemlagen, das in die Obdachlosigkeit fihrt. Um die
notige Ruhe zu haben, das Bindel aufzuschniren und zu l8sen, braucht es einen geschitzten
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Raum, ein Dach Uber dem Kopf. Wir machen uns das Ziel des Europdischen Parlaments zu eigen,
die Obdachlosigkeit bis 2030 zu beenden. Deswegen vermitteln Projekte mit dem Ansatz
,Housing First“ Menschen als Allererstes in neue Wohnungen - mit dauerhaftem Mietvertrag -
und begleiten sie dann auf ihrem weiteren Weg. Dieses Konzept ist erfolgreich und deswegen
wollen wir die Rahmenbedingungen verbessern: Sozialen Tragern und kleinen
gemeinwohlorientierten Projekten, die fir die spezifischen Gruppen selbst bauen wollen, soll

es moglich sein, Blrgschaften auch Uber die Stadt zu erhalten. Vorbild ist das sogenannte
Generalmietermodell der Degewo mit sozialen Tragern in Mitte, das wir landesweit durch alle
landeseigenen Wohnungsunternehmen etablieren wollen. Um das Konzept in grofierem Umfang
umsetzen zu kdnnen, wollen wir Wohnungen anmieten, um sie, begleitet von sozialer und
psychologischer Betreuung, Obdachlosen zur Verfligung zu stellen. Wir setzen uns fur
ausreichend Housing-First-Wohnungen bei landeseigenen Wohnungsunternehmen ein, werden sie
deutlich ausbauen und wollen mittelfristig auch private Eigentimer*innen in die Pflicht
nehmen, Housing-First-Platze zur Verfigung zu stellen. Dabei stehen besonders verletzliche
Gruppen wie Frauen, LGBTIQ’ Sexarbeiter*innen, Menschen mit erschwertem Zugang zu eigenem
Wohnraum, Alleinerziehende, Minderjahrige oder Menschen mit Behinderung im Mittelpunkt.

Besonders kompliziert ist die Unterstitzung von Menschen, wenn sie keine Anspriiche auf
Sozialleistungen haben. Auf Bundesebene setzen wir uns dafur ein, Leistungsausschlisse fur
Unionsburger*innen abzuschaffen. In Berlin werden wir auch Angebote fur Menschen vorhalten,
die keinen oder einen ungeklarten Sozialleistungsanspruch haben. Mit der geplanten
Gesamtstadtischen Steuerung der Unterbringung (GStU) schaffen wir fur die Unterbringung nach
dem Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ASOG) einheitliche Standards und stellen
damit die Qualitat von Unterbringung und Beratung sicher.

Die letzte Haltelinie sind Notunterkunfte. Die Zahl der Platze konnten wir in den

vergangenen Jahren deutlich ausbauen. Kiinftig wollen wir, dass mindestens 600 Platze
ganzjahrig zur Verfligung stehen. In der kalten Jahreszeit sollen im Rahmen der Kaltehilfe
deutlich uber 1.000 ganztagige Platze vorgehalten werden, von denen ein Anteil fir besonders
schutzbedurftige Menschen reserviert wird. Die Sicherheit in den Unterkinften muss
gewahrleistet sein. Mit der Schaffung barrierefreier Notunterklnfte reagieren wir auf die

grof3e Zahl obdachloser Menschen mit Mobilitatseinschrankungen. Alle Platze sollen stets mit
Beratungsangeboten verbunden sein: Jede Ubernachtung in einer Notunterkunft soll eine Chance
auf einen Weg aus der Obdachlosigkeit bieten und neue Moglichkeiten aufzeigen. Aufserdem
sollen explizite Angebote geschaffen werden, die es Suchterkrankten ermdglichen, sicher zu
konsumieren. Wohnungslosen Menschen wollen wir auf Augenhdhe begegnen. Um gewaltsame
Raumungen von Obdachlosencamps zu vermeiden, wollen wir nach dem Konzept ,Safe Places” auch
in Berlin Schutzraume ermdglichen. Wir wollen gewaltsame Raumungen verhindern. Wir setzen
uns daflr ein, dass das Fahren ohne Fahrschein keine Straftat mehr darstellt und Bu3gelder
somit nicht zu Ersatzstrafen fihren kénnen. Obdachlose Menschen verbringen einen gro3en Teil
ihrer Zeit im offentlichen Raum. Wir wollen, dass sie dort auch Schutz finden und

beispielsweise durch Trinkwasserbrunnen mit kostenlosem Wasser versorgt werden.

Ein neues Landesamt fur Unterbringung

Menschen brauchen ein Dach Gber dem Kopf und eine Perspektive auf ein eigenstandiges Leben -
egal ob Menschen geflichtet sind, seit langem auf der Strafse leben oder gerade die Wohnung
verloren haben. Bisher sind die Bezirke fur die Unterbringung von obdachlosen Menschen
zustandig, das Land Berlin fur die Unterbringung von Geflichteten - konkret das Landesamt

fur Flichtlingsangelegenheiten (LAF), das hier grofe Expertise aufgebaut hat. Diese

Kompetenzen wollen wir flr alle Menschen in Berlin nutzen. Darum werden wir das LAF zu einem
neuen ,Landesamt fiir Unterbringung” weiterentwickeln. In diesem Zuge setzen wir uns flr eine
schnelle, dezentrale Unterbringung gefliichteter Menschen ein und wirken auf Bundesebene
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darauf hin, dass geflichtete Menschen nicht mehr gezwungen werden in
Erstaufnahmeeinrichtungen zu wohnen. Zudem werden wir prifen, wie geflichteten Menschen
unbdirokratisch ein Wohnberechtigungsschein ausgestellt werden kann.

2.3 Gesundheit ganzheitlich denken

Gesundheitsversorgung ist 6ffentliche Daseinsvorsorge — hiervon sind wir seit jeher

uberzeugt. Wahrend der Corona-Pandemie ist die Bedeutung dieses Grundsatzes mit besonderer
Wucht zu Tage getreten. Dabei heifdt Vorsorge zu treffen oftmals auch in gute Strukturen zu
investieren, in der Hoffnung, dass sie nie gebraucht werden. Gesundheitsversorgung darf

dabei nicht der Profitmaximierung untergeordnet werden, sondern muss sich am Wohl der
Menschen orientieren. Dabei geht es uns nicht nur um die Abwesenheit von Krankheit oder um
individuelles Gesundheitsverhalten. Es geht auch um gesunde Lebensbedingungen,um
kdrperliches, psychisches und soziales Wohlbefinden, Selbstbestimmung und Teilhabe.

Wir haben viel fur eine gute Versorgung fir die Berliner*innen getan. Gerade in der Corona-
Pandemie war dies eine Herausforderung. Die konsequente Umsetzung von Mafnahmen zum
Infektionsschutz - wie das Gebot zum Maskentragen und die zeitweise Einschrankung des
offentlichen Lebens — war flr die akute Bekampfung der Pandemie erforderlich und hat
wichtige Erkenntnisse fir eine womaglich nachste epidemische Lage geliefert. Zugleich kommt
es gerade in einer solchen Ausnahmesituation auch auf die Bereitstellung einer ausreichend
verfugbaren und qualitativ hochwertigen Gesundheitsinfrastruktur an. Wir haben daher
Kapazitaten aufgestockt, Personal in den Gesundheitsamtern aufgebaut und als Notfallreserve
ein Corona-Behandlungszentrum geschaffen. Die Arbeit fur gute Gesundheitsversorgung haben
wir aber weit vor der Pandemie begonnen. Die Investitionen in die Krankenhauser haben wir
auf den Bundesschnitt angehoben und werden unseren Beitrag sukzessive weiter erhohen.
AuRerdem haben wir dafur gesorgt, dass Babylots*innen auf allen Geburtsstationen der
Berliner Krankenhduser Eltern beraten und begleiten. Wir haben dafiir gesorgt, dass das Essen
im Krankenhaus besser und gestinder wird. Wir haben Stationsklichen finanziert und setzen auf
regionale, saisonale und nachhaltige Ernahrung im Krankenhaus — am Bett und in der Kantine.
Die Qualitat des Essens in den Krankenhausern sollte mehr Beachtung finden und eine
individuelle Ernahrungsberatung bei Bedarf als nachhaltiges Instrument erganzend etabliert
werden. Hierflir werden wir gezielt mit der Kantine Zukunft zusammenarbeiten und als weiteres
Ziel wollen wir auch in der ambulanten und stationaren Pflege die Essensversorgung
verbessern. Wir haben erreicht, dass alle Berliner*innen Zugang zur gesundheitlichen
Versorgung erhalten. Wir unterstiitzen Menschen ohne Krankenversicherung dabei, sich zu
versichern. Durch unseren Einsatz konnen sich endlich auch Menschen ohne gultigen
Aufenthaltstitel mit einem anonymen Krankenschein behandeln lassen. Damit ist Berlin das
einzige Bundesland, in dem der Zugang zur hausarztlichen Versorgung so umfassend madglich
ist. Wir wollen die Finanzierung der Clearing-Stelle durch das Land Berlin langfristig

sichern und den Fonds, der die Behandlung von nicht versicherten Menschen erméglicht,
ausbauen. Der neue und bislang einzigartige Checkpoint BLN am Hermannplatz bietet unter
einem Dach niedrigschwellig Beratung, Pravention (unter anderem HIV-PrEP), Tests und
Behandlung rund um die sexuelle Gesundheit, insbesondere zu HIV/Aids. Wir kampfen fir ein
inklusives Gesundheitssystem, das allen Menschen barriere- und diskriminierungsfrei
zuganglich ist. Insbesondere vulnerable Gruppen, darunter Menschen mit Behinderung oder
trans Menschen, missen einen besseren Zugang zur umfassenden und bedarfsgerechten
gesundheitlichen Versorgung bekommen.

Den Offentlichen Gesundheitsdienst und das Gesundheitssystem krisenfest machen

Trotz dieser wichtigen Schritte bleibt vieles zu tun. Ein zentraler Baustein ist der
Offentliche Gesundheitsdienst (OGD), in den Uiber Jahrzehnte zu wenig investiert wurde. In
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der Corona-Pandemie wurde allen deutlich, dass sich Sparen an dieser Stelle racht. Den Pakt

zur Starkung des OGD werden wir nutzen und die Mittel dafiir einsetzen, Personal und
Ausstattung zu verbessern. So werden wir Schritte in Richtung Mustergesundheitsamt gehen.

Wir werden die Berufsgruppe der Pflege bei Entscheidungen mehr einbeziehen und auch in
Krisenstaben mit an den Tisch holen. Wir brauchen einen starken OGD und wollen ihn darum mit
den notigen Kompetenzen und Ressourcen ausstatten,um eine lokale, sozialraumorientierte
Vernetzung voranzutreiben. Wir wollen alle Berufsgruppen, die im OGD arbeiten, attraktiver
machen und setzen uns deshalb unter anderem dafiir ein, dass Famulaturen im Medizinstudium
sowie das Praktische Jahr auch in den Gesundheitsdmtern absolviert werden kdnnen. Der OGD
soll die Kompetenz erhalten, integrierte Versorgungsangebote zu entwickeln und sich starker
forschungsorientiert auszurichten. Dabei fordern wir systematisch eine interdisziplinare
Herangehensweise, bei der auch Berufsgruppen wie Gesundheitswissenschaftler*innen/Public-
Health-Absolvent*innen, Epidemiolog*innen oder Pflegewissenschaftlerinnen in den OGD
einbezogen werden. Mit neuer Soft- und Hardware befahigen wir den OGD, die vielfiltigen
Aufgaben zu erledigen. Um vor Ort erfolgreich aktiv sein zu kdnnen, wollen wir erreichen,

dass der OGD die Vielfalt unserer Gesellschaft widerspiegelt und im Rahmen seiner
Aufgabenwahrnehmung verstarkt diversitatssensible Konzepte und professionelle Sprachmittlung
anwendet. Auch das Gesundheitssystem wird seine Verantwortung in der Klimakrise tbernehmen.
Die landeseigenen Krankenhduser haben bereits Schritte zur Verringerung des Verbrauchs an
Energie und anderen Ressourcen unternommen, brauchen aber unsere weitere Unterstitzung, um
ihren 6kologischen Fufiabdruck rascher zu verkleinern. Neben baulichen Veranderungen geht es
hier unter anderem auch um fossilfreie Warme- und Kaltesysteme, Gebaude-Warme-Sanierung,
aber auch klimaschadliche Verbrauchsmaterialien wie bestimmte Narkosegase oder
klimaschadliche Treibgase in Inhalationsaerosolen.

Die Corona-Pandemie hat uns die Gefahr von Infektionskrankheiten nochmal vor Augen gefuhrt.
Wir wollen deshalb den Berliner Pandemieplan Uberarbeiten, mehr Vorsorge treffen und durch
verbesserte Erinnerungssysteme die Impfquoten bei bekannten Infektionskrankheiten erhéhen.

Gesundheits- und Pflegeberufe attraktiver machen und in die Infrastruktur investieren

Therapeut*innen und Arzt*innen, Pflegepersonal, Psycholog*innen, die Mitarbeiter*innen im
Offentlichen Gesundheitsdienst, Apotheker*innen, PTA oder PKA - es gibt viele Berufsgruppen,
die fur gute gesundheitliche Versorgung wichtig sind. Viele davon sind Mangelberufe und ihre
Ausbildung muss unterstutzt und gefordert werden. Wir wollen die noch nicht organisierten
Gesundheits- und Pflegeberufe bei ihren jeweiligen Professionalisierungsprozessen
unterstutzen, wenn moglich und gewollt auch in Berufskammern. Damit auch zukilinftig gentugend
Nachwuchs in diesen Berufen zur Verfligung steht, werden wir die Arbeitsbedingungen
verbessern,zum Beispiel mit festen Personalschlusseln und einer Senkung der Arbeitsstunden.
Auch hier stehen wir fir eine 35-Stunden-Woche ein. Auch die Ausbildung muss attraktiver
werden, etwa indem wir ermdglichen, alle Ausbildungs- und Studiengdnge auch in Teilzeit zu
absolvieren. Auch im Gesundheitswesen kommt es immer wieder zu diskriminierenden Vorfdllen
und sexualisierten Ubergriffen. Deswegen wollen wir Anlaufstellen fiir betroffene

Patient*innen und Personal ausbauen und medizinische Einrichtungen dabei unterstitzen,
verbindliche Strategien gegen strukturelle Diskriminierungen, Sexismus und fur eine
diversitatssensible Gesundheitsversorgung zu entwickeln.

Trotz deutlicher Anhebung der Investitionen in die Berliner Krankenhduser bleibt hoher
Investitionsbedarf. Wir werden die Investitionen weiter anheben, nicht nur,um den Status

quo zu halten und eine Verlagerung auf die Betriebskosten zu vermeiden, sondern auch, um
Zukunftsprojekte wie die Digitalisierung der Gesundheitsversorgung voranzubringen.
Finanziellen Druck zur Ausgriindung von Tochterfirmen ohne Tarifbindung gilt es zu vermeiden.
Bei der Krankenhausplanung legen wir einen Fokus auf Versorgungsqualitat und aufeinander

Seite 13



K-3 Kapitel 2: Zusammenbhalt sichern — niemand bleibt zuriick

abgestimmte Strukturen, auch sektorenubergreifend. Nicht zuletzt in der Notfallversorgung
fordern wir eine enge Zusammenarbeit von Rettungsdienst, kassendrztlichem
Bereitschaftsdienst und Notaufnahmen der Krankenhduser.

Integrierte Gesundheitszentren vor Ort schaffen

In unserem aktuellen Gesundheitssystem gibt es fir alles Spezialist*innen - aber viel zu

selten werden die verschiedenen Bedingungen und die unterschiedlichen Fachdisziplinen
zusammengebracht und gleichzeitig die unterschiedlichen Lebenswelten der Menschen und ihre
spezifischen Bedurfnisse berucksichtigt. Das Gesundheitskollektiv (GeKo) im Rollbergkiez

macht es anders: Hier arbeiten verschiedene Berufsgruppen zusammen und treten gemeinsam mit
den Menschen im Kiez fiir die Gestaltung gesundheitsforderlicher Lebenswelten ein.
Behandlungen erfolgen disziplinibergreifend und auf Augenhéhe mit den Behandelten. Die
Bedurfnisse der Anwohner*innen im Kiez werden einbezogen, gleichzeitig unterliegt das

Projekt regelmafiiger Evaluation. Wir wollen nach dem Vorbild des GeKo mehr integrierte,

lokale, interprofessionelle und mehrsprachige Gesundheitszentren schaffen.

Gesundheit in allen Politikbereichen mitdenken - Pravention ein Leben lang

Gesundheit wird von vielen Faktoren beeinflusst, neben der physischen und der psychischen
Verfassung spielen auch die Wohnbedingungen, die Bildungschancen und die soziale Lage eine
wesentliche Rolle. Gesundheit ganzheitlich zu denken heifdt, Gesundheitspolitik in allen
Politikfeldern zu verankern. Wir folgen dem ,Health in All Policies~Ansatz der WHO, denn
Gesundheit entsteht weder im Krankenhaus noch in der Arztpraxis, sondern im Alltag - dort,
wo Menschen leben, arbeiten, zur Kita oder zur Schule gehen und wo sie ihre Freizeit
verbringen. Daher ist Klimaschutz auch Gesundheitsschutz — denn Luftverschmutzung und Larm
machen krank. Mit der Verkehrswende schitzen wir die Gesundheit derer, die bisher an lauten
und stickigen Strafden leben mussen. Durch sichere Fuf3- und Radwege lasst sich korperliche
Bewegung gut in den Alltag integrieren. Mehr Grunflachen im &ffentlichen Raum erleichtern
sportliche Aktivitaten im Kiez. Der einfachere Zugang zu regionalen Bio-Lebensmitteln stellt
eine Grundlage fir eine gesunde Ernahrung und somit fur den Klimaschutz dar. Wir wollen
daher kinftig Gesetzesvorhaben in allen Politikbereichen auch auf ihre Auswirkungen auf die
Gesundheit prufen. Gesundheit ist eine wichtige Ressource, die gepflegt werden mochte. Aus
diesem Grund sehen wir die Forderung von Gesundheit und die Pravention von Erkrankungen in
Berlin als wichtige Bausteine einer nachhaltigen Gesundheitspolitik fur alle Blirger*innen,

egal in welcher Lebensphase oder welchem Lebensalter. Die Moglichkeiten, die das
Praventionsgesetz bietet, sollen sich auch am Sozialraum unter Mitsprache der Expert*innen
vor Ort - im Kiez, in den Bezirken und dem Land - orientieren und dort wo notwendig durch
weitere MaRnahmen flankiert werden.

HIV/Aids besiegen

Berlin hat das Ziel der Vereinten Nationen tibernommen, bis 2030 die Zahl der HIV-
Neuinfektionen auf null zu senken. Mit der Einfihrung der PrEP und den Erfolgen in der
Gesundheitsversorgung in den letzten Jahren konnten wir wichtige Schritte gehen. Unser Ziel
fir die kommenden Jahre lautet ,,95-95-95-0:

Mindestens 95 Prozent der HIV-Infizierten sollen von ihrer Infektion wissen, mindestens 95
Prozent davon Zugang zur Behandlung haben und mindestens 95 Prozent der Behandelten ,unter
der Nachweisgrenze® sein und 0 Prozent sollen aufgrund ihrer Infektion Diskriminierung
erfahren. Um das zu erreichen, wollen wir die Beratungs- und Versorgungsstrukturen weiter
verstarken, die bestehenden Praventionsangebote und -kampagnen zielgruppenorientiert
ausbauen, allen Berliner*innen unabhangig vom Geldbeutel Zugang zu Tests und Versorgung
ermoglichen und Aufklarungskampagnen durchfihren.
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Gut versorgt von Anfang an - wir unterstitzen Hebammen und Familienplanung fur alle

Zur Gesundheit gehort auch, Anfang und Ende des Lebens gut zu begleiten. Hebammen und
Geburtshelfer*innen begleiten den Weg ins Leben und sind fur viele Menschen sowohl wahrend
der Schwangerschaft als auch wahrend und nach der Geburt wichtige Bezugspersonen. Dass
Schwangere in Berlin kaum noch eine Hebamme finden, die sie im Wochenbett betreuen kann, ist
ein unhaltbarer Zustand. Wir wollen aber allen weiterhin eine selbstbestimmte und sichere
Geburt ermoglichen. Am Runden Tisch Geburtshilfe haben wir deshalb vereinbart, die
Ausbildungskapazitaten fur Hebammen zu erh6hen, es auch in ein Studium an der Charité und
der Evangelischen Hochschule zu Gberfuhren, Hebammen mit Service-Parkausweisen im Alltag zu
unterstitzen undmit einer digitalen Plattform die Suche nach Hebammen zu erleichtern.
Zusatzlich haben wir in Berlins Kreif3sdle investiert und wir wollen die Arbeitsbedingungen

fur Hebammen verbessern,indem wir mehr Hebammen in die Kreifdsale bringen. Auf Bundesebene
setzen wir uns dafur ein, dass die Vergutungen angehoben und Versicherungsbeitrage
ubernommen werden und es dazu auch verbindliche Personalschlissel in den Krankenhdusern
gibt.

Damit alle, die sich ein Kind wiinschen, die bestmdgliche Unterstitzung bekommen, wollen wir
die Reproduktionsmedizin ausbauen und uns dafur einsetzen, dass sie allen - egal, ob sie
alleinstehend oder verpartnert sind — von der Krankenkasse finanziert wird. Dies sollte um
entsprechende Beratungsangebote insbesondere fur Regenbogenfamilien erweitert werden.

Zur Familienplanung gehdrt aber auch, sich frei gegen ein Kind entscheiden zu kdnnen. Der
kostenfreie Zugang zu Verhutungsmitteln, insbesondere fur Jugendliche und Heranwachsende,
soll daher durch das Land Berlin ausgebaut werden, beispielsweise in Form von freien

Ausgaben bei Beratungsstellen und Gesundheitsamtern. Beratung im Fall von
Schwangerschaftskonflikten muss niedrigschwellig und mehrsprachig zuganglich sein.
Informationen, wo Schwangerschaftsabbriiche durchgefiihrt werden, missen vom Land Berlin auf
verschiedenen Plattformen leicht erreichbar und verstandlich zur Verfligung gestellt werden.

Die medizinische Versorgung zum Abbruch von unerwiinschten Schwangerschaften ist zuklinftig
gefahrdet. Sie muss zumindest von den landeseigenen Kliniken personell und strukturell
gewahrleistet werden. Wir kampfen auf Bundesebene weiterhin fir die Legalisierung von und
Kostenubernahme fur Schwangerschaftsabbriche und die Abschaffung des sogenannten
Werbeverbots im Paragraphen 219 a StGB sowie des Paragraphen 218, damit Arzt*innen ohne
Restriktionen Uber die verschiedenen Methoden des Abbruchs informieren konnen und diese Teil
der medizinischen Ausbildung und Kassenleistung werden. Wir wollen, dass in Berlin mehr
Forschung zu Schwangerschaftsabbriichen stattfindet. Bereits in der Schule missen Jugendliche
Uber diese Thematik aufgeklart werden.

Selbstbestimmt und wirdevoll bis zum Schluss

Auch das Sterben gehort zu einem ganzheitlichen Blick auf die Gesundheitsversorgung: Wir
wollen, dass Menschen selbstbestimmt und gut versorgt ihre letzte Lebensphase verbringen
kdnnen. Doch insbesondere in dieser Lebensphase sind Menschen oft kaum oder gar nicht mehr
in der Lage, fir ihre eigenen Bedurfnisse einzustehen. Umso wichtiger ist, dass vor dem
Auftreten von schweren Erkrankungen eine gute Aufkldarung uber Vorsorgevollmachten und
Patientenverfligungen stattfindet. Sind diese Dokumente nicht vorhanden, sind die Angehorigen
von schwer Erkrankten hdufig nicht in der Lage, entsprechend dem mutmafRlichen Willen der
Betroffenen Aussagen zu Behandlungswuiinschen zu treffen. Gultige Vorsorgevollmachten und
Patientenverfligungen stellen sicher, dass die Wunsche von Betroffenen, insbesondere am
Lebensende, geachtet werden. Sie erleichtern auRerdem dem medizinischen Personal die Arbeit.
Deshalb wollen wir die Aufklarungsstrukturen dafur ausbauen. Dartber hinaus wollen wir eine
Beratungsstelle fur Palliativmedizin einrichten, die Uber die Moglichkeiten der Versorgung
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im Hospiz oder zuhause transparent informiert. Palliativmedizin ist aufgrund

reformbedurftiger Anreize aus gesundheitsokonomischer Sicht oft unattraktiver als die
medizinische Behandlung durch Operationen und intensivmedizinische Maftnahmen, die von den
Betroffenen haufig als quilend empfunden werden. Umso wichtiger ist es, Arzt*innen so aus-

und weiterzubilden, dass fiir sie die Winsche der Behandelten im Fokus stehen und
lebensverlangernde Mafinahmen nicht um jeden Preis durchgefuhrt werden.

Mit seinem Grundsatz-Urteil vom 26. Februar 2020 hat das Bundesverfassungsgericht
klargestellt, dass auch beim Suizid in jeder Lebenslage eines Menschen die Selbstbestimmung
umfassend gilt. Der damalige Paragraph 217 StGB, der die Beihilfe kriminalisierte, wurde

deshalb fur nichtig erkldart. Nun gilt: Menschen, die eine Entscheidung Uber das eigene

Lebensende treffen mochten, haben also einen Anspruch auf qualifizierte Aufklarung und

Beratung, auch zu lebensorientierten Alternativen zum Suizid. Wir wollen in Berlin ein
entsprechendes Modellprojekt mit ergebnisoffenen und einfiihlsamen Gesprachsangeboten auf den
Weg bringen.

Forderung psychischer Gesundheit und gute wohnortnahe Versorgungsangebote

Unser Gesundheitsverstandnis umfasst ausdriicklich auch das psychische Wohlbefinden. Durch
unsere Politik wollen wir die Lebensbedingungen in Berlin so gestalten, dass sie einen
positiven Einfluss auf die psychische Gesundheit austiben und die Resilienz starken. Dartiber
hinaus wollen wir - unter anderem im Rahmen des Praventionsgesetzes - konkrete Angebote
schaffen und ausbauen, die dabei helfen, mit psychischen Belastungen umzugehen und Krisen
besser zu bewaltigen.

Von der Gesundheitsforderung und Pravention Uber die Beratung bis hin zur Behandlung und
Rehabilitation setzen wir auf sozialraumorientierte und wohnortnahe, miteinander vernetzte
Angebote. Dabei fordern wir die Partizipation durch den Trialog und Peer-Ansatze sowie den
Abbau von Zwang. Auch hochstrukturierte Bereiche der psychiatrischen Versorgung wie zum
Beispiel das Krankenhaus des Mafdregelvollzugs wollen wir als integralen und wichtigen
Bestandteil des psychiatrischen Versorgungsnetzwerks weiterentwickeln. In der Versorgung

gilt fur uns die Maxime: ambulant vor teilstationar vor stationar. Unser Plan ist,

innovative Finanzierungs- und Steuerungsmodelle sowie neue Angebotsformen zu fordern. In den
Sozialpsychiatrischen und Kinder- und Jugendpsychiatrischen Diensten wollen wir mehr
aufsuchende Beratungs-, Begleitungs- und Vernetzungsangebote flir schwer psychisch
beeintrachtigte Menschen mit und ohne Obdach anbieten. Daflir braucht es auch mehr personelle
Ressourcen. Wir wollen dariber hinaus das Angebot an psychosozialer Unterstutzung fir
Gefluchtete bedarfsgerecht und mehrsprachig ausbauen, sowohl in den Gefllchteten-
Unterklnften als auch bei den aufsuchenden psychosozialen Fachkraften als Teil der Angebote
des Psychiatrieentwicklungsprogramms. Das Psychiatrieentwicklungsprogramm wollen wir endlich
weiterentwickeln und einen datengestitzten Landespsychiatrieplan etablieren.

Ein neues ,Landesprogramm Psychische Gesundheit” soll die vielfaltigen Angebote zur

Forderung psychischer Gesundheit, zur psychosozialen und psychiatrischen Unterstitzung und
Versorgung sowie ein neues Berliner Suchtkonzept unter einem Dach vereinen. Unter diesem
Dach werden Pravention, Intervention und Nachsorge bei sexualisierter Gewalt regelhafter
Bestandteil der psychosozialen Gesundheitsversorgung und eine konsequente Anschlussfahigkeit
an bereits bestehende Netzwerke in Berlin ist sichergestellt.

3.4 Selbstbestimmt im Alter. Wir machen die Pflege stark

Wir Berliner®innen leben immer langer. Wir wollen, dass Menschen egal welchen Alters
selbstbestimmt und in Wirde ihr eigenes Leben gestalten konnen, gleich woher sie kommen, wie
dick ihr Portemonnaie ist oder wie pflegebedirftig sie sind. Dafur wollen wir die richtigen
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Rahmenbedingungen schaffen. Altere, auch an Demenz erkrankte Menschen sollen weiter ihre
Fahigkeiten einbringen und ihr Umfeld mitgestalten, auch die Hilfs- und

Unterstutzungsangebote oder den barrierefreien Umbau ihrer Wohnung und der Einrichtungen im
Kiez. Und wer Pflege bendtigt, soll sie in bester Qualitat erhalten. Dafur setzen wir uns

ein, auf Landes- wie Bundesebene und im Schulterschluss mit Pflegebedurftigen,
Pflegefachkraften und pflegenden Angehorigen.

Im Kiez verortet

Wir wollen die Lebensbedingungen Alterer in Berlin so gestalten, dass sie so lange wie

maoglich in ihren eigenen vier Wanden leben und am gesellschaftlichen Leben im Kiez teilhaben
konnen. Wir denken sozialraumlich und haben in den letzten Jahren die Pflegestitzpunkte
ausgebaut und mit mehr Ressourcen ausgestattet, um das zu ermdglichen. Daruber hinaus
fordern wir die Gesundheit im Alter und ermdglichen mit inklusiven,
generationenubergreifenden Projekten Begegnungen, bei denen wir Menschen Uber die eigene
Community hinaus zusammenbringen.

Einsamkeit vorbeugen

Immer mehr adltere Menschen leiden unter Einsamkeit. Dies trifft sehr haufig Pflegebedirftige
und Kranke, aber auch Menschen, die in ihrem bisherigen Leben von Ausgrenzung und
Diskriminierung betroffen waren. Menschen mit mobilitatsbedingten Einschrankungen und
ausgepragten Sinnesbehinderungen kdnnen oft ohne Unterstiitzung nicht mehr die eigene Wohnung
verlassen. Sehr oft fehlen ihnen anregende zwischenmenschliche Kontakte. Die

Kontaktlosigkeit geht mit dem Verlust mentaler Fahigkeiten, eingeschrankten
Sprachkompetenzen und schlechterer korperlicher Gesundheit einher. Praventiv kdnnen hier
Angebote sozialer Aktivitaten wirken. Mit der Forderung von Hilfs- und Kontaktangeboten, wie
dem ,Silbernetz gegen Einsamkeit im Alter”, freiwilligen Besuchsdiensten und der Einflihrung
von praventiven Hausbesuchen wollen wir der Einsamkeit im Alter entgegenwirken. Auch die
Kompetenz zur Nutzung von digitalen Medien tragt dazu bei, den Kontakt zu anderen
aufrechtzuerhalten und auszubauen. Wer die Vielfalt der Nutzung der digitalen Angebote
kennen lernen will, bendtigt Unterstiitzung durch vertrauensvolle Stellen und es muss die
Zuversicht vermittelt werden, auftretende Probleme nach und nach eigenstandig l8sen zu
kénnen. Wir brauchen eine Bildungsoffensive zur digitalen Teilhabe, die auch Altersgruppen
jenseits des 75. Lebensjahres einschlie3t. Deshalb fordern wir kostenlose WLAN-Anschlusse in
Pflegeheimen, Pflege-Wohngemeinschaften und Freizeiteinrichtungen fir dltere Menschen. Dort
sollen auch Tablets und Smartphones als Leihgerate zur Verfligung stehen.

Vielfalt der Pflege- und Wohnformen

Wir streben eine breite Mischung zielgruppengerechter, diversitats- und
diskriminierungssensibler Pflege- und Wohnformen an und wollen alternative Wohn- und
Pflegeformen ausbauen. Perspektivisch sollen groRe Heimeinrichtungen abgeldst werden, wir
fordern kleine,an Quartiere angebundene und vernetzte Versorgungseinrichtungen. Sie bieten
quartiersnahe, sozialintegrative und inklusive Beratung, Pflege und Betreuung alterer
Menschen. Um eine gute Qualitat sicherstellen und kontrollieren zu kénnen, haben wir das
Wohnteilhabegesetz Uberarbeitet. Wir streben weiter das Ziel an, dass die Heimaufsicht
personell angemessen und qualifiziert besetzt ist. Wir wollen die Bewohnerbeirate von
Pflegeheimen und Pflege-Wohngemeinschaften starken und ihnen kostenlose Fortbildungen
anbieten. Besonders wichtig war uns dabei die Anbindung von Einrichtung und
Wohngemeinschaften an den jeweiligen Sozialraum. Wir werden die vorhandenen
Beschwerdestrukturen optimieren und die Einrichtung einer Beschwerdestelle im Bereich Pflege
prufen.
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Mit einem Kompetenzzentrum Pflegewohnformen wollen wir Menschen mit erhdhtem Pflegebedarf
beraten. Die Mitarbeiter*innen des Zentrums sollen auch Pflegeheime beraten, die ihr Angebot

in Richtung Quartier 6ffnen wollen. Darlber hinaus werden wir altersgerechtes und

barrierefreies Wohnen ausbauen, der Bedarf wachst stetig. Auch Pflegeeinrichtungen und

gerade Pflegewohngemeinschaften sind von Verdrangung bedroht. Wir brauchen in allen Kiezen
Pflegeeinrichtungen.

Gerade weil der Bedarf an Pflegeunterstiitzung wachst, werden wir eine
Stadtentwicklungsplanung fir Pflege und Senior*innen anstoRen, die vorhandene Strukturen und
weitere Bedarfe aufschlusselt und absichert. Da in den Bezirken ein grofies Wissen Uber die
Bedarfe und Besonderheiten der einzelnen Kieze herrscht, sollen sie eng eingebunden werden.
Die Bezirke erhalten den Auftrag, gemeinsam mit den Netzwerken vor Ort regelmafig eine
kontinuierliche Planung zur Weiterentwicklung von Versorgungsangeboten und der lokalen
Pflegeinfrastruktur vorzulegen. Die abgestimmte Bedarfsplanung ist Grundlage fur die
Landesforderung zur Weiterentwicklung der Infrastruktur fir ein selbstbestimmtes Altern. Fir
uns ist klar, dass Pflege die vielfaltigen Lebensentwirfe und -realitaten der Berliner*innen
abbilden muss. Wir setzen uns flr diversitats- und geschlechtersensible Pflege ein. Gerade

in einer Einwanderungsgesellschaft gilt es, Diversity-Kompetenzen auszubauen, bei
Einstellungen auf Diversitat zu achten und im Ausland erworbene Ausbildungsabschlusse in
Pflege- und Gesundheitsberufen leichter anzuerkennen. Mit den Pflegestutzpunkten der
interkulturellen Offnung und der LSBTIQ*sensiblen Beratung sind wir erste Schritte gegangen
- diesen Weg wollen wir weitergehen. Hierzu leisten die Interkulturellen Briickenbauer*innen
in der Pflege einen wesentlichen Beitrag, den es auszubauen und um die diversitatskritische
Hospiz- und Palliativversorgung in Berlin auszuweiten gilt.

Gute Pflege braucht gute Arbeitsbedingungen

Gute Pflege steht und fallt mit den Mitarbeiter*innen. In der Haus- und Familienpflege sowie
bei Berufen der Altenpflege sind das zu iber 80 Prozent Frauen. Pflegekrafte sind
systemrelevant, das spiegelt sich aber bisher nicht ausreichend auf dem Gehaltszettel und in
den Arbeitsbedingungen wider. Das wollen wir andern. Mit dem Berliner Blindnis fur Pflege
wurden in den letzten Jahren bereits Handlungsfelder identifiziert,um Fachkrafte in der
Pflege zu halten.Jetzt kommt es auf die Umsetzung an, denn wir sind als Gesellschaft auf
gute Pflege angewiesen. Ein wichtiger Schritt ist eine gerechte, auskommliche Bezahlung, die
im Job selbstverstandlich sein muss und schon in der Ausbildung, wie bei Pflegepraktika,
Famulaturen, bei Praktika im Pflegestudium und fiir Arzt*innen im praktischen Jahr erfolgen
muss. Wir wollen auch die Akademisierung der Pflege- und Therapieberufe voranbringen und
mehr Studienangebote im Bereich der Gesundheitsberufe schaffen. Eine Pflegekammer, wenn sie
mehrheitlich von den Berliner Pflegenden gewiinscht wird, unterstutzen wir.

Wir wollen verbindliche Personalschliussel statt Personaluntergrenzen, Mobilitatsangebote,

gerade fur Nachtschichten und Beschwerdestellen, um Verstofie gegen den Arbeitsschutz zu
melden. Wir unterstutzen die Selbstverwaltung der Pflegekrafte. Eine Pflegekammer kann dafur
einen Beitrag leisten, wenn sie mehrheitlich von den Berliner Pflegenden unterstitzt wird.

Wir fordern mehr Platze fir Teilzeitausbildungen und berufsbegleitende Ausbildungen. Auch

die Ausbildung zur Pflegeassistenz muss vergutet werden. Die Ausbildung zur Pflegeassistenz
wollen wir auf Bundesebene regeln und bis dahin schon in Berlin besser, generalistisch und

uber einen langeren Zeitraum ausbilden. Im Ausland erworbene Ausbildungsabschlisse von
Pflege- und Gesundheitsberufen, ob innerhalb oder aufierhalb der EU erworben, sollen leichter
anerkannt werden. Auch in der ambulanten Versorgung missen die Arbeitsbedingungen verbessert
werden, damit zu pflegende Menschen maglichst lange in ihrer eigenen Wohnung bleiben kdnnen.
Viele ausgebildete Krafte arbeiten nicht mehr in ihrem Beruf — mithilfe von besseren
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Arbeitsbedingungen und einer besseren Entlohnung von Beschaftigten in der ambulanten Pflege
wollen wir sie zurtickgewinnen.

Pflegende Angehdrige besserstellen

Pflegende Angehdrige bilden eine der tragenden Saulen der hauslichen Pflege. Rund 200.000
Berliner*innen betreuen und versorgen ihre pflegebedurftigen Angehdrigen. Wir wollen sie
starker ins Versorgungsnetz einbinden und ihre Leistungen besser wirdigen. So wollen wir ihr
Recht auf Mitsprache ausbauen und sie besser informieren und entlasten. Das Kompetenzzentrum
Pflegeunterstitzung zur Entlastung von pflegenden Angehdrigen und anderen Bezugspersonen
soll ausgebaut und verstetigt werden. Besonders Kinder und Jugendliche als pflegende
Angehdrige mussen dabei in Zukunft noch mehr bedacht werden. Das Kompetenzzentrum
Pflegeunterstiitzung wird durch einen Beirat bestehend aus Selbstvertretungsgruppen
Pflegender Angehoriger und den Kontaktstellen ,PflegeEngagement” beraten. Als Berliner
Landesregierung haben wir bereits eine Bundesratsinitiative zur Einflhrung eines
Familienpflegegeldes gestartet, eine Lohnersatzleistung ahnlich dem Elterngeld. Hier werden
wir weiter Druck machen.

2.5 Inklusives Berlin — Teilhabe fur Menschen mit Behinderung

Menschen mit Lernschwierigkeiten oder Beeintrachtigung werden von der Gesellschaft
eingeschrankt, weil sie nicht als Norm gelten. Diesen Einschrankungen wollen wir
entgegenwirken und die Berliner Stadtgesellschaft inklusiver gestalten. Wir wollen eine
Gesellschaft, in der alle Menschen mit und ohne korperliche, psychische oder kognitive
Behinderungen gleichberechtigt und selbstbestimmt teilhaben, ohne auf Barrieren zu stof3en.

In Berlin leben rund 350.000 Menschen mit einem Grad der Behinderung von mindestens 50, das
ist fast jede zehnte Person. Unsere Vorstellung einer inklusiven Gesellschaft ist aber fiir

noch viel mehr Menschen wichtig. Aufziige an Bahnhofen nutzen auch Eltern mit Kinderwagen,
auf barrierefreies Wohnen sind im Alter fast alle angewiesen. Fur ganz Berlin ist es

zentral, dass wir Barrieren einreifden, wo immer sie noch stehen.

Seit dem 1.Januar 2020 ist das neue Bundesteilhabegesetz (BTHG) voll in Kraft. Wir
Blindnisgriine mahnen auf Bundesebene tiefgreifende Nachbesserungen an. Gleichzeitig arbeiten
wir in Berlin an der Umsetzung, um das Beste herauszuholen. In allen Bezirken wird am Aufbau
sogenannter ,Hauser der Teilhabe" gearbeitet. Dort sollen Menschen mit Behinderung kiinftig
Beratung, Unterstlitzung und Begleitung rund um das Thema Eingliederungshilfe finden. Fur den
Aufbau der Hauser und die fachliche Koordination werden jedem Bezirk seit 2020 zusatzlich
zwei Stellen von Seiten des Landes zur Verfiigung gestellt. Auch beim barrierefreien Umbau

der Stadt haben wir wichtige Schritte gemacht,zum Beispiel bei Bus und Bahn. Unser
Mobilitatsgesetz schreibt den Anspruch auf barrierefreie Mobilitat fest und wir investieren

jedes Jahr Millionen,um dem Ziel der Barrierefreiheit naher zu kommen.

,Hauser der Teilhabe® ermdglichen umfassende Beratung

In den kommenden Jahren geht es um die konkrete Umsetzung vor Ort — diese wollen wir gezielt
vorantreiben. Wir wollen in den ,Hausern der Teilhabe“ multiprofessionelle Teams
zusammenbringen, um die Beratung so umfassend wie moglich zu gestalten. Den Rahmen fur
einheitlich hohe Standards der Umsetzung sollen Zielvereinbarungen bilden, die wir zwischen
Land und Bezirken entwickeln und stetig weiterentwickeln wollen. Etikettenschwindel, also

ein neues Label und die Fortfuhrung der bisherigen Praxis der Sozialhilfe, werden wir nicht
zulassen. Bei der Umsetzung werden wir darauf achten, dass die Bedarfsermittlung, wie durch
das ,Teilhabeinstrument Berlin“ (TIB) vorgesehen, neben Gesundheitsaspekten auch den
Lebenskontext von Menschen bericksichtigt. Dabei stellen wir sicher, dass in allen ,Hausern

der Teilhabe® und auch in den Schulpsychologischen und Inklusionspdadagogischen Beratungs-
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und Unterstitzungszentren (SIBUZ) aller Bezirke eine Beratung zu allen Rechtekreisen
erfolgen kann sowie alle erforderlichen Antrage an einem Ort zur Verfiigung stehen.

Fir Inklusion in allen Lebensbereichen

Der Arbeitsmarkt in Berlin muss inklusiver werden. Dabei gilt flr uns die Pramisse:

Inklusion hat Vorrang. Daher wollen wir die sogenannten Werkstdtten so weiterentwickeln,
dass sie nicht zur Endstation werden, sondern der Befahigung zur Arbeit auf dem ersten
Arbeitsmarkt dienen. Perspektivisch sollen Werkstatten Gberflissig werden. Unternehmen mit
mehr als 20 Arbeitsplatzen sind gesetzlich verpflichtet, wenigstens auf 5 Prozent der
Arbeitsplatze Menschen mit Schwerbehinderung zu beschaftigen. Noch immer zahlen aber zu
viele Arbeitgeber*innen lieber die entsprechende Ausgleichsabgabe. Um das zu andern, werden
wir Betriebe mit einer hohen Zahl von Mitarbeiter*innen mit Behinderung starker fordern und
Auftrdage der offentlichen Hand vermehrt an diese, mindestens aber an ,Inklusionsbetriebe”
vergeben.

Wir streben eine Erhohung der Anzahl der sozialversicherungspflichtigen Jobs fur Menschen
mit Behinderungen und psychischen Erkrankungen an. Wir unterstitzen und fordern solche
Projekte, die es Menschen mit Behinderungen ermoglichen, auf dem ersten Arbeitsmarkt eine
Zukunftsperspektive zu finden.

Auch Bus und Bahn miissen in Berlin barrierefrei werden. Den Umbau aller Bahnhofe und
Haltestellen im Verkehrsverbund mit einem barrierefreien Zugang werden wir schnellstmdoglich
abschliefien. Gleichzeitig setzen wir uns dafur ein, die Anzahl der barrierefreien Taxis im
offentlichen Raum deutlich zu erhohen, um echte Mobilitat fir alle zu verwirklichen. Bei der
Konzessionsvergabe fir private Anbieter von Mobilitdtsdienstleistungen wollen wir Inklusion
zu einer Bedingung machen.

Barrierefreier Wohnraum ist nicht nur fir Menschen mit Behinderung, sondern auch fur altere
Menschen wichtig. Unser Ziel fur 2035 ist,dass 15 Prozent des gesamten Wohnraumes
barrierefrei zuganglich und nutzbar sind. Um hier zligig voranzukommen, wollen wir die
Umsetzung der Berliner Bauordnung konsequent prufen, um sicherzustellen, dass die Vorgaben
zum barrierefreien Wohnen eingehalten werden. Beim Neubau wollen wir entsprechende Quoten
zur Steigerung der Anzahl barrierefreier Wohnungen einziehen.

Unser Ziel ist inklusive Bildung in einer inklusiven Gesellschaft - in Schule, Berufsschule

und Hochschule. Beides bedingt sich gegenseitig. Ein gegliedertes Schulsystem erschwert
dieses Ziel. Nach und nach wollen wir unsere Schulen so befahigen, dass alle Kinder
gemeinsam an Regelschulen lernen. Die Mitarbeiter*innen der Forderschulen brauchen wir an
den Regelschulen zur individuellen Betreuung der Kinder mit Behinderung weiterhin. Des
Weiteren setzen wir uns dafur ein, dass das Konzept der Schulgesundheitspflege umgesetzt
wird, um so die Gesundheit der Kinder zu verbessern.

Zur barrierefreien Sanierung von Nachbarschaftszentren und anderen sozialen Begegnungsraumen
werden wir ein Landesforderprogramm auflegen und mit den Sportvereinen Berlins werden wir
weiter daran arbeiten, auch die Vereine fir Menschen mit Behinderung zu 6ffnen. In der

queeren Community sind wir mit einem Fordertopf fir Barrierefreiheit vorangegangen. Diesen
werden wir fortsetzen,um auch fur LSBTIQ* mit Beeintrachtigungen die Teilhabe an queerer
Infrastruktur zu sichern. In Zusammenarbeit mit der Clubkommission wollen wir zudem gezielt
eine barrierefreie Clubkultur in Berlin fordern.

Ein grofier Teil des Lebens spielt sich online ab. Mit der gesetzlichen Umsetzung der EU-
Richtlinie zu barrierefreien Online-Angeboten &ffentlicher Stellen hat Berlin einen
wichtigen Schritt getan. Das gilt zuallererst fir die Seiten der Senatsverwaltungen und
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Bezirksamter. Bei der Neukonzeption von www.berlin.de muss die digitale Barrierefreiheit
schon in der Planung umfassend mitgedacht werden.

Inklusion erfordert ein Umdenken von vielen. Aber es lohnt sich - am Ende ist eine inklusive
Gesellschaft eine bessere Gesellschaft fur alle.

2.6 Drogenpolitik - Pravention, Aufklarung, Unterstutzung und Selbstbestimmtheit

Drogen sind Teil der Gesellschaft und der Substanzgebrauch ist weit verbreitet. Die Debatte

zum Umgang damit wird jedoch irrational gefiihrt und ist von Verbotsdogmen und Tabus gepragt.
Wir Blindnisgrune stehen fur eine Neuausrichtung: Wir wollen einen vernunftigen,
evidenzbasierten Ansatz, der sich an Fakten orientiert, Menschen durch Pravention und
Aufklarung schitzt und damit Verbraucherschutz tberhaupt erst moglich macht, Abhangigen
unkompliziert Hilfe zukommen lasst und die Selbstbestimmung aller respektiert.

Drogen nach Gefahrdungspotential unterscheiden

Die todlichste Droge in Deutschland ist Tabak. 127.000 Menschen sterben jahrlich an den

Folgen des Rauchens. Diesen Tatsachen missen wir besonders Rechnung tragen, indem wir uns
das Ziel setzen,den Konsum von Tabak und verwandten Produkten zu reduzieren,und wollen
deshalb das Senatsprogramm ,Berlin qualmfrei“ weiterentwickeln. Am gefahrlichsten fiir
Unbeteiligte ist Alkohol und Millionen Menschen in Deutschland sind medikamentenabhangig.
Tatsachlich ist die Unterscheidung zwischen legalen Suchtmitteln auf der einen und illegalen
Drogen auf der anderen Seite nicht sinnvoll, wurde fachlich willkirlich getroffen und beruht

bis heute auf zum Teil rassistischen Motiven. Wir Bundnisgriine stehen fur eine

Drogenpolitik, die auf Fakten statt auf ideologischen Debatten basiert. Sie ist vom Leitbild
gepragt, gesundheitliche Schaden zu mindern und die Konsument*innen zu befahigen, aufgeklart
und selbstbestimmt zu konsumieren, ohne dabei Dritte zu gefahrden. Statt willkurlicher

Kriterien ware eine Regulierung nach tatsachlichem Gefahrdungs- und Suchtpotential ein
wichtiger Schritt — hier ist die Bundespolitik in Verantwortung. Einen groRen Unterschied

macht, wie Drogen konsumiert werden: moderat, selbstbestimmt und aufgeklart oder riskant und
in kriminalisierten, ungeschutzten Raumen. Politik muss sich an diesen Erkenntnissen
orientieren. Ideologische Debatten lehnen wir ab.

In Berlin schon viel erreicht - was fehlt, sind andere Regelungen auf Bundesebene

In den vergangenen Jahren haben wir Schritte in die richtige Richtung gemacht. Wir haben ein
Werbeverbot fir Tabak und Alkohol immerhin auf kommunalen Werbeflachen erreicht. Mit einem
Pilotprojekt zum Drug-Checking in Clubs haben wir einen Weg eingeschlagen, der Menschen vor
gefahrlichen, gepanschten Drogen schiitzt, Drogenkonsumraume wurden in den Bezirken geplant
und geschaffen. Dort sind neben risikoarmem Konsum vor allem Aufklarung, Beratung und
Unterstiitzung moglich. Die ,Null-Toleranz-Zonen® fiir den Besitz von Cannabis haben wir
abgeschafft, da sie kein Problem geldst und den Handel nur in Hauseingange und auf
Spielplatze verlagert haben. Was fehlt, sind grundlegende Reformen auf Bundesebene.
Gemeinsam mit der gruinen Fraktion im Deutschen Bundestag wurde mit unserem
LCannabiskontrollgesetz“ ein sehr konkreter Weg zur regulierten Abgabe entwickelt, den wir
auch weiter vorantreiben werden, sowie die Forschung auf dem Gebiet der psychoaktiven
Substanzen.

Aufklarung und Pravention ausbauen

In Berlin werden wir weiterhin an unserer Linie einer evidenzbasierten Drogenpolitik

festhalten. Dazu werden wir Aufklarungs- und Praventionsmafinahmen ausbauen. Der Jugend- und
Gesundheitsschutz sowie die Aufklarung von Verbraucher*innen und damit der Verbraucherschutz
haben dabei flr uns héchste Prioritat. Fur Jugendliche und junge Erwachsene fordern wir
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praventive Angebote durch verbindliche Kooperationsstrukturen von Schule,Jugend- und
Suchthilfe. Dabei nehmen wir nicht nur substanzbezogene Abhangigkeiten in den Blick, sondern
werden auch Programme der Pravention vor nicht substanzgebundenen Siichten, beispielsweise
von Glucksspiel- oder Computerspielen, weiter ausbauen. Die Werbung fiir Tabak und Alkohol
wollen wir in einem ndchsten Schritt auf allen Werbeflachen in Berlin verbieten. Den
Nichtraucherschutz wollen wir konsequent umsetzen, Kellner*innen und Barkeeper*innen
schitzen wir damit und halten das gesellschaftliche Leben auch fir Menschen mit
Vorerkrankungen offen. Fur bestimmte Raucherkneipen wollen wir Lizenzen vergeben,um hier
mehr Klarheit fur Betreiber*innen und Gaste zu schaffen.

Wir nehmen die Sorgen und Angste der Menschen rund um Drogenhotspots ernst und werden mit
voller Kraft flr eine Verbesserung kampfen. Solange keine kontrollierte Abgabe diese

Hotspots komplett verschwinden lasst, werden wir mit Programmen zur sicheren
Spritzenentsorgung, mit haufigen Reinigungszyklen in Parks und auf Spielplatzen sowie mit
gezielten Kontrollen die Situation vor Ort verbessern. Denn Spritzen und Drogen haben auf
Spielplatzen nichts verloren. Bei der Losung dieser Probleme beziehen wir die Betroffenen im
Sinne partizipativer Handlungsansatze aktiv mit ein.

Beratung und Selbsthilfe starken

Beratungs- und Selbsthilfeangebote wollen wir ausbauen, genau wie Drogenkonsumraume. Neben
dem Ausbau von Drogenhilfeprogrammen wollen wir auch die bestehenden Strukturen verstetigen
und die Zusammenarbeit in den verschiedenen Bereichen und Ebenen vernetzen. So schitzen wir
Konsument®innen am besten. Unser Ziel sind Drogenkonsumraume und Spritzentauschprogramme in
allen Bezirken Berlins. Die Offnungszeiten von bestehenden Drogenkonsumrdumen sollen
ausgeweitet werden und Schutzraume fir Frauen, inter, nichtbindre und trans Personen

geschaffen werden. Mit einer starkeren aufsuchenden Sozialarbeit wollen wir Menschen
erreichen, die drogenabhangig und dringend auf Unterstlitzung angewiesen sind, den Weg in die
Beratung aber nicht alleine schaffen. Das Drug-Checking werden wir weiter vorantreiben, so

dass es sich zur anerkannten Normalitat in Berlins Nachtleben entwickelt — immer kombiniert

mit Angeboten zur Beratung und Hilfe zum Ausstieg aus dem riskanten Drogenkonsum. Fir eine
bessere Erreichbarkeit wollen wir mehr mobile Drug-Checking-Teams auf den Weg bringen. Die
Sucht- und Praventionsarbeit im Strafvollzug soll weiter ausgebaut werden. Zentral ist dabei

fur uns, dass saubere Spritzen zur Verfigung stehen, die Mdglichkeit der Opioid-Substitution

und die Diamorphintherapie fiir Betroffene sowie eine nahtlose Anschlussversorgung und
medizinisch-psychologische Betreuung nach der Haftentlassung sichergestellt sind.

Illegalen Markt austrocknen

Um den illegalen Markt auszutrocknen, arbeiten wir in einem nachsten Schritt weiter daran,
Cannabis zu legalisieren. Solange es auf Bundesebene keine Reform gibt, halten wir an
unserem Ziel eines Modellprojektes zur regulierten Abgabe von Cannabis an Erwachsene in
Berlin fest. Die nicht verfolgbare geringe Menge von Cannabis zum Eigenbedarf wollen wir
anheben und auch fiir andere illegale psychoaktive Substanzen entsprechende geringe Mengen
festlegen, die strafverfolgungsfrei bleiben. Damit entlasten wir Polizei und Justiz massiv.

Frei gewordene Kapazitaten wollen wir soweit moglich fur die Bekampfung der organisierten
Kriminalitat einsetzen, die mafdgeblich durch den internationalen Drogenhandel beginstigt
wird. Auch den Parks, die durch Dealertatigkeiten gepragt sind, wollen wir wieder zu mehr

Ruhe und Sauberkeit verhelfen und auch die Lebensqualitat der Anwohner*innen verbessern.

Drogenpolitik ist auch Friedenspolitik

Weltweit sorgen der Anbau und Handel von Drogen fur Gewalt, Konflikte und Kriege. Anhand
kaum eines anderen Politikfelds sind die weltweiten Auswirkungen und Zusammenhange mit
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unseren politischen Entscheidungen so sichtbar. Um Leid und Tod infolge dieser Konflikte zu
beenden, arbeiten wir daran, dem internationalen Drogenhandel seine finanziellen Wurzeln zu
entziehen. Das gelingt nur durch einen rationalen Ansatz von Entkriminalisierung und
Kontrolle. Es ist Zeit, dass wir diese Fragen bei uns l6sen und diese Konflikte nicht auf

dem Ricken von Menschen in anderen Teilen der Welt austragen.

2.7 Berlin bleibt in Bewegung - wir sind die Hauptstadt des Sportes

Sport und Bewegung halten gesund, ermdglichen Gemeinschaft, tragen mafigeblich zum
kdérperlichen und psychischen Wohlbefinden bei. Sport ist integraler Bestandteil des sozialen
und kulturellen Lebens und ebenso vielfdltig. Wir wollen allen Berliner*innen ermaglichen

sich sportlich zu betatigen. Egal in welchem Alter, egal ob organisiert und regelmafiig oder

nur ab und zu, das Sportangebot in Berlin soll alle Bedurfnisse abdecken. Dabei ist unsere
Vision fur die Hauptstadt des Sportes, dass Sport und Bewegung selbstverstandlich in allen
Bereichen mitgedacht wird: sei es das Laufen im Park, eine Runde Tischtennis im Hof,

Bouldern an der Einkaufscenter-Fassade oder Kicken auf dem Supermarkt-Dach. Dafur denken wir
Sport und Bewegung auch in der Stadtplanung mit. Sport verbindet auch Uber Grenzen hinweg.
Berlin profitiert von Sportgrofdveranstaltungen, wenn sie ékologisch, 6konomisch und sozial
nachhaltig sind und Burger*innenbeteiligung und Transparenz Uber Kosten von der Bewerbung
bis zur Durchfihrung und Nachnutzung sichergestellt werden.

Ehrenamtliche sind das Rickgrat der Vereine

Viele Berliner*innen sind in Sportvereinen ehrenamtlich aktiv. Sie Ubernehmen vielfaltige
gesellschaftliche Aufgaben und sind unverzichtbar. Sie unterstiitzen das soziale und
sportliche Miteinander im Breiten-, Freizeit- und Leistungssport als Trainer*innen,
Schiedsrichter*innen oder im Vorstand. Fair Play gilt fir uns nicht nur auf dem Platz,
sondern auch bei der Bezahlung von Trainer*innen und Ubungsleiter*innen. Deswegen haben wir
die Finanzierung der Trainer*innen und Ubungsleiter*innen verbessert. Uns ist wichtig, ihre
Leistung anzuerkennen und daflir Sorge zu tragen, dass kostenlose Fortbildungs- und
Seminarangebote, auch im Bereich des Kinderschutzes, zur Verfiigung stehen. Dies ist ein
wichtiger Bestandteil,um zu gewahrleisten, dass Sportvereine sichere Orte fur Kinder und
Jugendliche, frei von jeglichen Formen physischer, psychischer sowie sexualisierter Gewalt,
sind. Deshalb halten wir den Erwerb des Kinderschutzsiegels fur Vereine fur notwendig.

Institutionalisierten und frei organisierten Sport gleichstellen

Gleichzeitig machen immer mehr Berliner*innen alleine oder in sich frei organisierenden
Gruppen Sport. Wir wollen den institutionalisierten und frei organisierten Sport

gleichstellen und allen Blrger*innen den Zugang zu Sportanlagen ermdglichen. Deswegen werden
wir das Sportfordergesetz und die Sportanlagen-Nutzungsvorschriften so anpassen, dass die
Vergabe von Sportflachen auch an frei organisierte Sportgruppen ermaglicht wird. Auch der
neu gestaltete Olympia-Park in Charlottenburg-Wilmersdorf und der inklusive Friedrich-
Ludwig-Jahn-Sportpark in Pankow sowie der Sport- und Bewegungspark Tegel sollen Vorzeige-
Projekte fur das Nebeneinander von institutionalisiertem und frei organisiertem Sport

werden. Hierflir wollen wir den Friedrich-Ludwig-Jahn-Sportpark modernisieren und zeigen, wie
an einem historischen Ort in einer Naturlandschaft neben dem ehemaligen Grenzstreifen eine
inklusive Sportstatte fur alle Menschen entstehen kann.

Um einen moglichst niedrigschwelligen Zugang zu Sport und Bewegung zu ermdoglichen, haben wir
das Programm ,Sport im Park” ins Leben gerufen, das in allen Berliner Bezirken kostenlose
Sportangebote ermdglicht. Egal ob Teamsport, Workout oder Balance, bei mehr als 100

Aktivitaten ist fur jede*n was dabei. Dieses erfolgreiche Programm wollen wir auch in den
kommenden Jahren weiterfihren. Unabhangig davon, ob es als Medienphanomen oder als Sportart
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gesehen wird: E-Sport wird zum Bestandteil des Alltags vieler Berliner*innen. Wir wollen

seine Entwicklung mit Gamer*innen, Eltern und Padagog*innen gemeinsam gestalten und einen
souveranen Umgang unterstitzen. Dabei fordern wir insbesondere ehrenamtliches Engagement,
Diversitat und Geschlechtergerechtigkeit im E-Sport und setzen uns fur einen nachhaltigen E-
Sport-Standort ein.

Sportanlagen inklusiv und 6kologisch

Als wir 2016 Regierungsverantwortung ubernommen haben, waren die Sportanlagen in Berlin in
schlechtem Zustand. Mit dem Sportstattensanierungsprogramm haben wir begonnen, Sportstatten
wieder in Schuss zu bringen. Es ist aber auch klar: Bei der Vielzahl an Anlagen wird die

Sanierung ein Marathon, kein Sprint. Fur uns ist wichtig, dass die Sanierungen nach hohen
okologischen Standards mit transparenter Burger*innenbeteiligung erfolgen mussen. Die
Klimakrise erfordert, dass wir in allen Lebensbereichen Ressourcen schonen. Deswegen haben

wir in den Sportanlagen-Nutzungsvorschriften auch Nachhaltigkeitskriterien verankert.

Berliner Sportanlagen missen nicht nur okologisch, sondern auch barrierefrei werden.
Multifunktionale und behindertengerechte Sportstatten versetzen alle Berliner*innen in die
Lage, sich sportlich zu betatigen, und leisten somit einen Beitrag zur Gesellschaft der

Vielen, die allen Menschen, auch in einer alter werdenden Gesellschaft, ein selbstbestimmtes
Leben ermdglicht. Wir fordern inklusive Sportangebote, die allen Menschen offenstehen, egal
welche korperlichen und psychischen Voraussetzungen, welche Herkunft, welches Geschlecht,
welches Alter, welchen sozialen und finanziellen Hintergrund oder welche sexuelle
Orientierung und sexuelle Identitat der einzelne Mensch hat. Die Vielfalt aller

Berliner*innen muss sich auch in den Fihrungspositionen der Vereine und Sportverbande
widerspiegeln.

Berlin wachst und damit auch der Bedarf an Sportstatten. Aus dkologischer Sicht ist es

geboten, vorhandene Sportanlagen besser auszulasten, bevor wir mit Neubauten Flachen
versiegeln. Wenn nicht bereits geschehen, konnen die Aufiengeldnde von beispielsweise Schulen
umfassender genutzt werden, indem sie nach Schulschluss fur die Allgemeinheit gedffnet
werden. Wo nétig werden wir auch neue Sportanlagen bauen.

Bader fiir die Berliner*innen - Schwimmen ist eine Uberlebenstechnik und gut fiir die
Gesundheit

Jedes Kind in Berlin soll Schwimmen lernen. Wir konnen nicht hinnehmen, dass immer wieder
Menschen ertrinken, weil sie nicht schwimmen konnen. Wir wollen deshalb den
Schulschwimmunterricht qualifizieren, indem wir die erfolgreichen ,Schulschwimmzentren® auf
ganz Berlin ausweiten. Zudem wollen wir die Offnungszeiten der Berliner Biderbetriebe
verlangern, damit alle Schulklassen die Moglichkeit zum Schwimmunterricht bekommen und sich
die Nutzung der Bader besser verteilt. Daruber hinaus wollen wir prifen, ob
Kooperationsvertrdge mit anderen Schwimmbhallen, etwa in Hotels oder Fitnessstudios,
abgeschlossen werden kénnen,um die vorhandenen Kapazitaten besser zu nutzen.

Wir wollen die Berliner Baderbetriebe zu einem modernen Dienstleistungsunternehmen
umstrukturieren, das sich an den Bedlrfnissen der Burger®innen orientiert. Die Preisstruktur
soll transparent sein und allen Berliner*innen die Nutzung der Schwimmbader ermdglichen. Wir
haben in den letzten Jahren viel Geld fur die Sanierung der Bader bereitgestellt, aber wie

bei den Sportstdtten ist auch bei den Badern ein langer Atem notig, bis alle Bader wieder in
Schuss sind. Bei Um-und Neubauten achten wir darauf, dass sie barrierefrei und 6kologisch
sind.

Jetzt ganz konkret: bundnisgriine Projekte fur die Zukunft Berlins
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1.,Masterplan 50 Prozent Gemeinwohl® - Wohnen ist keine Ware

Wir sagen Verdrangung und Immobilienspekulation den Kampf an. Schon jetzt nutzen wir
Blndnisgriine das Vorkaufsrecht wo immer moglich. Mit unserem ,Masterplan 50 Prozent
Gemeinwohl® sollen mindestens 50 Prozent aller Wohnungen in Berlin in gemeinwohlorientierte
Hande kommen. Um das Vorkaufsrecht effektiv nutzen zu kdnnen, treffen wir die notwendige
finanzielle Vorsorge fur die landeseigenen Wohnungsunternehmen. Mit gemeinwohlorientierten
Genossenschaften, Stiftungen oder Projekten wie dem Mietshauser-Syndikat werden wir eine
Kooperationsvereinbarung abschliefRen. Dabei gilt es auch, ndtige Flachen in Erdgeschossen
und gewerblichen Gebduden zu sichern fur Gemeinbedarfsflachen, Nachbarschaftstreffs,
Stadtteil- und Familienzentren, Kleingewerbe und Kultur.

2. Forderung, die ankommt - Armut von Familien und Kindern beenden

180.000 Kinder in Berlin leben in Familien, die auf Transferleistungen angewiesen sind. Die
Kinder- und Familienforderung des Bundes ist ein Chaos - die einzelnen Leistungen sind so
unubersichtlich, dass sie nicht bei den Familien und Kindern vor Ort ankommen. Solange das
Chaos an Familienleistungen auf Bundesebene nicht sortiert ist, losen wir es in Berlin auf

und schaffen ,Familienservicebiros® in allen Bezirken. Nicht Eltern sollen fiir Kindergeld,
Elterngeld oder Wohnberechtigungsschein immer wieder Unterlagen einreichen mussen. Ein*e
Sachbearbeiter®in soll fur jede Familie alle notwendigen Unterlagen bereitstellen und
verarbeiten. Auch unterschiedliche Leistungen aus Jugendamt und Sozialamt sollen
zusammenflieen: ein Ort, alle Leistungen.

3. Ein neues Landesamt fur Unterbringung - jeder Mensch braucht ein Zuhause

Menschen brauchen ein Dach Uber dem Kopf und eine Perspektive auf ein eigenstandiges Leben -
egal ob Menschen gefliichtet sind, seit langem auf der Strafie leben oder gerade die Wohnung
verloren haben. Bisher sind die Bezirke fur die Unterbringung von obdachlosen Menschen
zustandig, das Land Berlin fur die Unterbringung von Geflichteten - konkret das Landesamt

fur Flichtlingsangelegenheiten (LAF), das hier grofRe Expertise aufgebaut hat. Diese

Kompetenzen wollen wir fir alle Menschen in Berlin nutzen. Darum werden wir das LAF zu einem
neuen ,Landesamt fiir Unterbringung” weiterentwickeln. In diesem Zuge setzen wir uns fiir eine
schnelle, dezentrale Unterbringung gefliichteter Menschen ein und wirken auf Bundesebene
darauf hin, dass geflichtete Menschen nicht mehr gezwungen werden, in
Erstaufnahmeeinrichtungen zu wohnen.

4. Pflege ist systemrelevant — Arbeitsbedingungen verbessern

Pflege ist systemrelevant, wir alle sind in Krankheitszeiten und im Alter darauf angewiesen.
Das muss sich auch in den Arbeitsbedingungen widerspiegeln. Kérperlich anstrengende Arbeit,
Schichtsystem, Personalknappheit und geringe Bezahlung haben dazu geflihrt, dass viele
ausgebildete Pflegekrafte diesem Beruf den Riicken gekehrt haben. Wir wollen ausgestiegene
Fachkrafte in den Beruf zurlickholen. Und wir wollen die Arbeitsbedingungen so verbessern,
dass auch eine Vollzeittatigkeit attraktiv wird — hin zu mehr Flexibilitat und Mitsprache

bei den Dienstzeiten und einer deutlich besseren Verglitung ungunstiger Arbeitszeiten. Auch
in vielen Care-Berufen schrecken schon die Ausbildungsbedingungen ab. Auch hier wollen wir
faire Bedingungen fir Auszubildende und Studierende in diesen Berufen schaffen - dazu zahlt
eine angemessene Bezahlung bereits in der Ausbildung, angefangen bei den Arzt*innen im
Praktikum bis hin zu den Pflegekraften, gerade mit Blick auf die Akademisierung der
Pflegeausbildung.

5. Bezirkliche Gesundheitsamter aufwerten — bessere Personalausstattung
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Den Pakt zur Stirkung fiir den Offentlichen Gesundheitsdienst (OGD) werden wir nutzen und uns
fur mehr Personal und bessere Ausstattung einsetzen. Dies flankieren wir mit einer
Qualifizierungsoffensive und der Etablierung systematischer und berufsbegleitender
Weiterbildungs- und Aufstiegsmaoglichkeiten. Mit bezahlter Freistellung und Kostenlibernahmen
wollen wir die Public-Health-Expertise im OGD weiter ausbauen. Dazu gehéren die
Weiterbildung zu Fachérzt*innen fiir den OGD genauso wie Abschliisse in Public Health,
Epidemiologie oder Health Professions Education. Dazu streben wir Kooperationen mit den
Berliner Hochschulen an.

Seite 26



	K-3 Kapitel 2: Zusammenhalt sichern – niemand bleibt zurück

